
Banker regieren� mittler-
weile in Italien und Grie-
chenland. Bei uns tun sie 
das nicht offiziell, aber 
sie haben einen willi-
gen Erfüllungsgehilfen: 
die SPÖVP-Regierung. 
Denn mit der „Schulden-
bremse“ will sie sich ei-
nen Freibrief für Kürzun-
gen auf Jahre holen. Dann 
kann sich jede Regierung 
auf die Schuldenbremse 
ausreden und muss kei-
ne Verantwortung für ih-
re Politik übernehmen. 
Diesen Demokratieabbau 
(Stichwort: Wirtschafts- 
bzw. Expertenregierung) 
gibt's europaweit – die 
Politik der Herrschenden 
stößt auf Widerstand, und 

den wollen sie sich erspa-
ren. Uns steht eine Kür-
zungslawine bei Sozialem, 
Gesundheit, Bildung und 
im Öffentlichen Dienst 
bevor! Laut SPÖ-Staats-
sekretär Schieder sol-
len 40 Mrd. Euro bis 2020 
eingespart werden! Schon 

2012 soll es neue Kürzun-
gen von bis zu 1,3 Mrd. Eu-
ro geben. Das Budget für 
2012 wurde nochmal auf-
geschnürt, weil die Wirt-
schaftsprognosen zu opti-
mistisch waren. Die Welt-
wirtschaft steht vor einer 
neuen Rezession. Da steht 
uns Übles bevor wenn wir 
es nicht verhindern! 

Keine „Oppositionspartei“�  
ist wirklich gegen die 
Schuldenbremse. Die FPÖ 
ist nur gegen neue „Be-
lastungen“ – nicht ge-
gen Kürzungen. Der FPÖ 
Wirtschaftsflügel: „Eine 
Schuldenbremse ist nur 
dann sinnvoll, wenn sie 
als Ausgabenbremse defi-

niert ist.“ Die Grünen leh-
nen sie nicht grundsätz-
lich ab, fordern zusätzlich 
Vermögenssteuern und 

„Strukturreformen“. 

Sparpakete� sind die ein-
zige Antwort, die den 
Herrschenden einfällt. 

Im Kapitalismus geht je-
de „Lösung“ der Kri-
se auf Kosten der Arbei-
terInnenklasse! Darum 
brauchen wir eine sozia-
listische Antwort. Sieben 
Mrd. Euro sind bis jetzt 
an die österreichischen 
Banken geflossen. Wir sa-

gen: Verstaatlichung des 
Bankensektors statt Ver-
staatlichung der Verlus-
te. Der ÖGB muss einen 
entschlossenen Kampf 
gegen Schuldenbremse 
und Kürzungen organi-
sieren. Und wir brauchen 
eine neue ArbeiterInnen-
Partei, die diese Kämpfe 
bündeln kann. Wir haben 
genug von dieser Politik – 
und von diesem System! 
		  Laura Rafetseder

Die SLP fordert:
FF 	Nein zur Schul-
denbremse!
FF 	Rücknahme aller 
Kürzungen und Inves-
titionen in Gesundheit, 
Soziale und Bildung!
FF 	Nichtbezahlung 
der Schulden!
FF 	Verstaatlichung der 
Banken unter demo-
kratischer Kontrolle 
und Verwaltung der 
ArbeitnehmerInnen!

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Wir lassen uns nicht kaputtsparen! Schuldenbremse 
heißt Freibrief für Kürzungen auf Jahre!

Regierung killt Zukunft!
In Österreich� gelten über 142.000 Minderjäh-
rige als „manifest arm“. Tendenz steigend. 
Dem zu entfliehen ist ein Wunschtraum. Alle 
Parteien erklären ständig sie würden das al-
les „für die Zukunft unserer Jugend“ machen. 
Verlogene Propaganda, denn sie tun das Ge-
genteil. Sparmaßnahmen in Schulen, Horten, 
bei Sport- und Jugendzentren.  	 Seite 2

Jarrow '11: Jugend fordert Zukunft
Der „Jarrow March for Jobs 2011“�, organisiert 
von Youth Fight for Jobs (YFJ), hat ein Zeichen 
gegen Jugendarbeitslosigkeit in Britannien 
gesetzt. Er knüpft an die Tradition der „Jar-
row Crusade“ an, einem Arbeitslosenmarsch 
von 1936. Er kann Bezugspunkt für eine neue 
Generation werden, die keine Wahl hat, als 
für ihre Zukunft zu kämpfen.  	 Seite 12

Schwerpunkt
Die Konflikte� im Nahen Os-
ten scheinen unlösbar. 
Doch die sozialen Bewe-
gungen in Israel können 
ein Ansatzpunkt für eine 
friedliche Zukunft jen-
seits des Kapitalismus 
sein. 	 Seiten 7-10
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von Sonja Grusch� Wir kennen 
sie aus Filmen: MagierInnen 
und dubiose Zaubermittelchen. 
Wir finden es amüsant, dass 
Menschen glaubten, es gäbe 
den „bösen Blick“ oder dass 
sich aus Hühnerknochen und 

Kaffeesatz die Zukunft lesen lässt. Schnee von ges-
tern? Ganz und gar nicht. Einen Hang zu übersinn-
lichen Hilfsmitteln haben offenbar die Spitzen der 
Wirtschaft. Büros, die nach Feng-Shui eingerichtet 
sind, scheinen harmlos, angesichts von Unterneh-
men, in denen die Pyramidenform im Zentrum steht 
(Red Bull) oder „Fischblasen“ und „Blumen des Le-
bens“ (Apple, Chanel etc.). Bekannt sind nur die er-

folgreichen Betriebe, die tausenden gescheiterten 
nicht. Doch damit nicht genug: ManagerInnen, die 
sich von WahrsagerInnen beraten lassen oder ihre 
Entscheidungen dem Verlauf der Sterne oder Tarot-
karten anvertrauen. Dafür ist viel Geld da, während 
bei den Beschäftigten gespart werden „muss“.

Wäre es nicht so ernst, könnten wir uns darüber 
herzlich amüsieren. Nur sind jene, die an dererlei 
Hokuspokus glauben, verantwortlich für Milliar-
denkonzerne und hunderttausende Jobs. Aber ei-
gentlich ist es nicht verwunderlich, dass die Wirt-
schaftsvertreterInnen auf Übersinnliches setzen. 
Denn sie haben keine Ahnung was in der Wirtschaft 
eigentlich passiert. Sie analysieren bestenfalls an 
der Oberfläche herum, erklären uns die Wirtschaft 
boomt, um 24 Stunden später einen Einbruch erle-
ben zu müssen. Sie glauben ihrer eigenen Propagan-
da vom funktionierenden Kapitalismus und verste-
hen folglich nicht, warum das ganze dauernd kracht. 
Egal ob „unsichtbare Hand“ (Adam Smith) oder hö-
here Macht: die PropagandistInnen des Kapitalis-
mus verstehen die Ursachen der immer wieder keh-
renden Krisen im Kapitalismus nicht. Sie wollen und 
können die systemimmanenten Widersprüche nicht 
sehen. Was bleibt also unter den Anzügen und Busi-
nesskostümen übrig? Hochbezahlte abergläubische 
Scharlatane!

Die ÖVP sieht� laut ihrem 
Grundsatzprogramm in 
Kindern „…die Partner für 
die Gestaltung der Gesell-
schaft von Morgen.“ Ver-
wirklichbar durch die „…
Verwurzelung in der Fa-
milie…“. Das steht in kras-
sem Gegensatz zu den 
auch von der ÖVP umge-
setzten Kürzungen. Ob in 
einer Gemeinde ein Fuß-
ballplatz geschlossen wird 
oder Gratiskindergärten 
abgeschafft werden sol-
len: Kinder und Famili-
en sind die Leidtragenden. 

Die „Verwurzelung“ in der 
Familie zielt zudem auf das 
Leitbild der Kinder erzie-
henden Hausfrau, wel-
che sich dem Mann un-
terzuordnen hat ab. Kin-
der haben in diesem hier-
archischen Weltbild kaum 
eigene Rechte. Denn um 
Kindern tatsächlich eine 
MITgestaltung zu ermög-
lichen, müssen diese auch 
aktiv in den Prozess ihres 
Heranwachsens einbezo-
gen werden: unmöglich 
in unserem System? Dann 
müssen wir es ändern!

Christliche Krokodilstränen
bei der ÖVP

Gesetz wird Gewalt gegen 
Kinder nicht verhindern

Wenn nichts mehr hilft,
hilft Esoterik?
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Seit 1989� ist das Schlagen 
von Kindern per Gesetz 
verboten. Geändert hat 
das wenig. Justizministe-
rin Karl hat nun eine No-
velle durchgebracht, wo-
durch Gewalt gegen Kin-
der härter geahndet wer-
den soll. Wieder einmal 
ist das jedoch reine Sym-
ptombekämpfung. Die 
Ursachen von Häuslicher 
Gewalt – Armut, zu klei-
ne Wohnungen und so-
ziale Probleme sind oft-
mals auslösende Faktoren 

– werden wieder einmal 

ignoriert. Und dort wo es 
Unterstützung gibt, wird 
gekürzt – z.B. beim Ge-
waltschutzzentrum Ober-
österreich, im Sozialbe-
reich in der Steiermark... 
An allen Ecken und En-
den fehlt das Geld! Geset-
ze thematisieren Gewalt 
bestenfalls. Die Regierung 
mag sie, denn sie kosten 
nichts und die Verantwor-
tung wird von der gesell-
schaftlichen auf die priva-
te verschoben. Sie werden 
aber die Probleme kaum 
lösen.

Im Rahmen� der Wirtschafts-
krise operiert die Regie-
rung munter den Kindern 
und Jugendlichen den letz-
ten Tropfen Zukunft her-

aus. Die Einsparungen bei 
Lehrkräften wirken sich 
in direkter Folge auf Schü-
lerInnen aus. Durch das 
Überschreiten der Schüle-
rInnenhöchstzahl in Klas-
sen und mangelnde Zeit für 
Einzelbetreuung wird der 
Unterricht schlechter. Zu-
sätzlich nimmt der Druck 
in der Schule kontinuier-
lich zu. Um dem Konkur-
renz- und Leistungsdruck 
standhalten zu können, 
nehmen SchülerInnen vor 
Prüfungen Beruhigungs-

mittel. Kinder sehen sich 
vermehrt von psychischen 
und physischen Krank-
heiten betroffen. Doch für 
Sporteinrichtungen, ge-

sundes Schulessen und 
gute medizinische Ver-
sorgung ist ebenfalls kein 
Geld da. Auch die normale 
medizinische Versorgung 
wird zur Luxusware. 

Die Aussichten auf ei-
nen Ausbildungsplatz sind 
düster, gelernt wird bes-
tenfalls etwas das nicht in-
teressiert. Die Chance auf 
einen Job ist schlecht. Ju-
gendliche sehen sich ver-
mehrt mit einer desillusio-
nierenden Perspektivenlo-
sigkeit konfrontiert. Hinzu 

kommen Subventionskür-
zungen bei Jugendzentren, 
Spielplätzen, Kinderhorten 
und auch bei öffentlichen 
Sportplätzen wird in ver-

schiedensten Gemeinden 
(z.B. St. Pölten) gekürzt. 

In Österreich gelten über 
142.000 Minderjährige als 
„manifest arm“. Tendenz 
steigend. Dem zu entflie-
hen ist ein Wunschtraum. 
Alle Parteien erklären stän-
dig sie würden das alles 
„für die Zukunft unserer 
Jugend“ machen. Verlogene 
Propaganda, denn alle ih-
re Maßnahmen machen Ju-
gendlichen das Leben noch 
schwerer!

	 Moritz Erkl

Regierung killt Zukunft!

Die „Spar“maßnahmen der Regierung sind 
ein Frontalangriff auf Kinder & Jugendliche
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„Inhärente Missbrauchsgefahr“
Selten noch� waren alle Be-
gutachterInnen so einig: 
Durch die vorgeschlagene 
Novellierung des Sicher-
heitspolizeigesetzes (SPG) 

„würden die Befugnisse 
der Sicherheitsbehörden 
in rechtsstaatlich bedenk-
licher Weise erweitert, 
ohne dass auch nur im An-
satz ausreichende Schutz- 
und Kontrollmechanis-
men vorgesehen wären“; 
das schreibt in seiner Stel-
lungnahme zum Entwurf 
etwa der Österreichische 
Rechtsanwaltkammertag. 
Und der ist nicht die Stan-
desvertretung geprüfter, 
sich jeder Ordnung wi-
dersetzender Outlaws.

Unter dem Deckmantel� der 
„Terrorismusprävention“ 
gerät mensch, geht es nach 
dem Entwurf, unter Gene-
ralverdacht: so soll es den 

Polizeibehörden zukünftig 
gestattet sein, auch sensib-
le Daten ohne richterlichen 
Beschluss zu sammeln und 
zu verknüpfen; Handyor-
tung durch die Polizei soll 
erleichtert werden – selbst 
von Peilsendern ist die Re-
de. Zum Drüberstreuen 
wird auch noch die Ver-
wendung „polizeitypischer 
graphischer Darstellungen 
der Sicherheitsbehörden 
oder Polizeikommanden“ 
unter Strafe gestellt; selbst 
Karikaturen würden somit 

kriminalisiert – davon hat 
nicht einmal der Präsident 
Pilch aus „Kottan ermit-
telt“ zu träumen gewagt. 
Das Innenministerium tut 

das freilich schon. Und all 
das soll einhergehen mit ei-
ner Verschärfung des Straf-
rechts, das sich in § 282a (2) 
bei aller Schwammigkeit 
auch auf „das allgemeine 
Rechtsempfinden“ bezieht.

Die „Strategie“� dahinter ist 
offensichtlich: Vor dem 
Hintergrund weltweit zu-
nehmender Proteste und 
sich zuspitzender Klas-
senkämpfe, sowie ange-
sichts des auch hierzulan-
de zu erwartenden Wider-

stands gegen „Schulden-
bremsen“ und Sparpakete, 
rüsten die herrschenden 
Eliten auf. Überwachung, 
Bestrafung und die allge-

meine Aushöhlung „bür-
gerlicher“ Rechte im Na-
men der „Terrorismus-
prävention“ sollen in 
Wirklichkeit jede wirksa-
me Opposition gegen das 
System Kapitalismus von 
Vornherein verhindern. 

Wer glaubt,� es würde nicht 
so heiß gegessen, irrt: § 
278 StGB und der Tier-
schützerInnen-Prozess 
haben das bereits unter 
Beweis gestellt.

	 Alexander Svojtko 

Bedrohung für  
linkes Zentrum

Die Nazis rund um die 
Website „Stolz&Frei“ 
versuchen, präsenter 
zu werden. Es kommt 
immer wieder zu Brief-
kasten-Verteil Aktio-
nen in Wiener Gemein-
debauten für die Frei-
lassung des Neonazis 
Küssel und das „Recht“ 
auf Holocaustleugnung.

Auch wurde das lin-
ke Zentrum „EKH“ 
bedroht: Plakate und 
Graffitis sollen die Ak-
tivistInnen einschüch-
tern. Wiederholungen 
und Verschärfungen 
solcher Aktionen, auch 
Gewalt, wurden bereits 
angekündigt. Weite-
re linke Zentren sollen 
ebenfalls angegriffen 
werden. Die faschisti-
sche Szene ist nach dem 
Schlag gegen „Alpen-
Donau.info“ dabei, sich 
neu zu formieren.

Neues Buch über  
Rechtsextremismus

Das neue Buch des be-
kannten Antifaschisten 
Heribert Schiedel „Ext-
reme Rechte in Europa“ 
ist da. Gut verständlich 
erklärt es Zusammen-
hänge der Szene auf 
120 Seiten. Es zeigt be-
sonders gut die Wech-
selwirkung zwischen 
„Parteien der Mit-
te“, Rechtspopulismus 
und Neo-Faschismus: 
Ehemals rechte The-
men/Argumente haben 
längst ihren Weg in die 
Mitte der Gesellschaft 
gefunden. Auch die Be-
deutung rechter Events 
(z.B. WKR-Ball) wird 
erläutert. 

Schiedel erklärt, wel-
che Gedankenwelt hin-
ter dem widersprüchli-
chen Versuch einer „na-
tionalistischen Interna-
tionale“ steckt und wie 
das funktioniert. Er 
nennt auch Streitpunk-
te der rechtsextremen 
Szene. So die Neuorien-
tierung des Rechtspo-
pulismus zwischen 
„modernem“ Islam-
Hass und „altem“ Anti-
semitismus rund um die 
Frage Israels.

Schiedel, Heribert - Extreme 
Rechte in Europa, ISBN: 978-3-
902494-54-2, Edition Steinbauer

Der rechte Rand

Heute gibt es 1/3 weniger 
�Lehrstellen als 1980. Die 
Zahl lag 2009 bei nur 
131.676 (Quelle: Die Ar-
beit, 4/2010). Die Anzahl 
junger Arbeitsloser (15-25) 
stieg um 30%. Statt Jobs 
zu schaffen, setzt die Re-
gierung auf die Aufwei-
chung von Rechten wie 
Behaltefrist, Kündigungs-
schutz und die Verlänge-
rung der Probezeit sowie 
auf Stiftungen und Zeit-
arbeit. Das brachte kei-
ne Lehrstellen – sondern 
entlassene Jugendliche. 

FF Schließung der 
„Kinderzimmers“ im 
LKH Horn (NÖ)
FF Schließung der Gebur-
tenstation Voitsberg 
(Stmk) geplant
FF Entscheidung Oktober 
2009: Geburtenstation 
im KH Mittersill 
wird geschlossen
FF Gmunden April 2011: Die 
Unfall- und Geburten-
station im LKH sollen 
geschlossen werden 
FF seit August 2011 gibt es 
im KH Schärding keine 
Kinderabteilung mehr

Wie soll guter Unterricht 
�stattfinden, wenn seit Ju-
ni 2011 laut Kürzungs-
plans des Bundes 160 Leh-
rerInnen weniger in Wiens 
Pflichtschulen unterrich-
ten? Stundenkürzungen 
bedeuten: Kürzungen bei 
LehrerInnenfortbildung, 
Doppelbesetzung in Stun-
den, Förderunterricht 
und Supplierstunden. Das 
wirkt sich v.a. negativ auf 
die Integration behinder-
ter Kinder oder von Kin-
der mit nichtdeutscher 
Muttersprache aus.

Zwei Drittel� der 14-24 Jäh-
rigen gehen davon aus, 
dass ihre Pension nicht 
zum Leben reichen wird, 
ein Drittel glaubt sogar, 
dass sie gar keine staatli-
che Pension mehr bekom-
men werden.
Quelle: Österreichischer  
Jugendmonitor 2011

Die Zukunft? Eingespart!

Jenseits des Rechtsstaats: Mit dem neuen Polizeigesetz 
soll jeder Widerstand kriminalisiert werden.
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Am Beginn� des 1. Welt-
kriegs verkündete 
der deutsche Kaiser Wil-
helm II., dass er ab nun 
keine Parteien mehr, 
sondern nur noch Deut-
sche kenne. Das war 
der Moment der rech-
ten Führung der Sozi-
aldemokratie. Sie miss-
brauchten ihre Stellung 
und mobilisierten für 
das „Vaterland“ und den 
Krieg. Bei den Soldaten 
war die Euphorie bald 
verflogen: Schützengrä-
ben, Stellungskrieg und 
Leid waren die Realität 
des Kriegs.

Leo Trotzki berichtete 
Ende 1914 davon, dass 
es im Alltagsleben der 
Soldaten im Schützen-
graben der Westfront 
zu einer Annährung 
gekommen sei. Solda-
ten trafen sich friedlich 
bei den Wasserstellen 

im Wald und tausch-
ten z. B. Kaffee und Ta-
bak. Selbst tote Solda-
ten wurden gemeinsam 
beerdigt. Weihnach-
ten 1914 wurde an ei-
nem Frontabschnitt ge-
meinsam gefeiert. Nach 
der Oktoberrevolution 
1917 konnte die Front 
nur durch Massener-
schießungen wegen So-
lidarisierung zwischen 
den Soldaten aufrecht-
erhalten werden.

Selbst in der Hölle von 
Stalingrad wurde trotz 
Verbitterung und Elend 
auf beiden Seiten zu 
Weihnachten 1942 nicht 
aufeinander geschos-
sen. Im Indochinakrieg 
organisierte der Wiener 
Arbeiter Ernst Frey un-
ter den französischen 
Fremdenlegionären ei-
ne Widerstandsgrup-
pe, die sich schließlich 
den vietnamesischen 
Freiheitskämpfern an-
schloss.

Die Geschichte ist 
reich an Beispielen der 
Klassensolidarität. Es 
fehlte nicht am Mut 
einzelner, sondern an 
einer entschlossenen 
Führung in den Arbei-
terInnenorganisatio-
nen dem Morden ein 
Ende zu bereiten.        

Albert Kropf

Frisch gekämpft, 
ist halb gewonnen!

Der Teufel steckt gerade bei 
Kollektivvertrags-Abschlüssen im Detail
Einmalzahlungen� werden bei 
der Berechnungsgrundla-
ge für den Lohnabschluss 
im Folgejahr nicht berück-
sichtigt. Lohn € 1.000,–, 
Abschluss 3% + € 96,- Ein-
malzahlung (= € 8,- pro 
Monat), d.h. € 30,– + € 8,– = 
€ 38,– (= rechnerisch 3,8%). 
Aber die Basis für die Erhö-
hung im Folgejahr ist nur 
€ 1.030,– (€ 1.000,– + 3%).  

So konnten die Unter-
nehmen den Produktivi-
tätsfortschritt für sich ver-
einnahmen. Laut Studie 
der AK OÖ liegt 2010 der 

durchschnittliche Real-
lohn um 0,7% unter dem 
von 1994, die Produktivität 
aber stieg um 24%! 

Prozentuelle Lohnabschlüsse 
�öffnen die Lohnschere (Un-
terschied zwischen hoher 
und niedriger - oftmals 
weiblicher – Entlohnung). 
3% von 1.000 = 30, 3% von 
10.000 aber 300! Eine höhe-
re Anhebung der unteren 
Lohnstufen – durch Min-
destbeträge oder gestaffelte 
Prozentregelungen – wirkt 
dem entgegen. 

Beim heurigen Metal-
lerabschluss kriegen die 
unteren beiden Lohnstu-
fen fast 5,3 %. Aber in den 
Lohnstufen arbeiten kaum 
noch ArbeitnehmerInnen…      

Die SLP fordert� daher auto-
matische Lohnsteigerun-
gen um die Inflation und 
Verhandlungen über zu-
sätzliche Fixbeträge so-
wie den Ausgleich der 
Produktivitätssteigerung 
durch Arbeitszeitverkür-
zung.

	 Gerhard Ziegler

Die ÄrztInnen� des Wiener 
AKHs wehren sich ge-
gen die geplanten Einspa-
rungen (u.a. Streichung 
von Nachtdiensten). Ih-

re Aktionen polarisie-
ren. Viele Menschen sehen 
im AKH-Konflikt einen 
wichtigen Kampf gegen 
die Zerschlagung des Ge-
sundheitswesens an sich 
– daher die große Unter-
stützung. Anderseits ma-
chen Politik und Medien 
gegen die AKH–ÄrztInnen 
Stimmung. So empfiehlt 
z.B, Wolfgang Fellner, He-
rausgeber von „News“ und 
„Österreich“, der Regie-
rung, gleich eine „wirk-

liche“ Spitalsreform mit 
Kürzung um 10% durch-
zuziehen.

Tatsächlich wollen Bund 
und Länder massiv bei der 

Gesundheit kürzen. Ver-
schlechterungen bei der 
Versorgung und für das 
Personal wären die Folge. 
So sollen in der Steiermark 
(und teilweise in Oberös-
terreich) Pflegepersonal, 
HausarbeiterInnen, Ver-
waltung und Reinigungs-
kräfte keine Gehaltser-
höhungen bekommen. 
Davon wären besonders 
stark Frauen als Patien-
tInnen und als Beschäftig-
te betroffen. Wir brauchen 

ein ordentliches medizi-
nisches Angebot und ei-
ne Gehalts/Lohnerhöhung 
die über der Inflationsrate 
liegt! Krankenschwestern 

und Reinigungsfrauen ge-
hören nicht zu den Spit-
zenverdienern. Bei der ak-
tuellen Preisentwicklung 
bedeutet eine Nulllohn-
runde und weitere Per-
sonaleinsparungen eine 
Steigerung der Burn-out 
Gefahr und v.a. für Frauen 
eine verstärkte Armutsge-
fährdung.

Die SLP unterstützt� den Ar-
beitskampf der ÄrztIn-
nen im Wiener AKH und 

schlägt vor, diesen Kampf 
mit anderen gegen die 
Einsparungen im Gesund-
heitswesen zu verbinden. 
Die Gewerkschaft der Ge-
meindebediensteten, die 
GÖD und der ÖGB soll-
ten die AKH-ÄrztInnen 
unterstützten, gleichzei-
tig können diese nur ge-
winnen, wenn sie sich mit 
dem Pflegepersonal soli-
darisieren. In der Steier-
mark haben die ÄrztIn-
nen einzelner Spitäler eine 
wichtige Rolle im Kampf 
gegen das steirische Spar-
paket gespielt. Jetzt könn-
ten der Kampf der Spitals-
ärztInnen im Wiener AKH 
und die Auseinanderset-
zungen in der Steiermark 
der Motor für eine Bewe-
gung gegen die Angrif-
fe aufs Gesundheitswesen 
sein. 	 Michael Gehmacher

Alle Kämpfen Heute

ÄrztInnen & Pflege- und Reinigungspersonal 
& PatientInnen = Angriffe zurückschlagen!
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Am 8. November� musste der 
Antifaschist und Tilman 
Ruster (SLP) vor dem Jo-
sefstädter Bezirksgericht 
in Wien erscheinen. Ihm 

wurde vorgeworfen, wäh-
rend der Proteste gegen den 
rechtsextremen Burschen-
schafter WKR-Ball einen 
Polizisten tätlich angegrif-
fen zu haben. Diese Vor-
würfe erwiesen sich vor 
Gericht als völlig haltlos!

Der Polizist, der Till ver-
haftet hatte, erklärte wäh-
rend seiner Vernehmung 
durch die Richterin, dass 
es keinen tätlichen Angriff 
gegeben hat! Er habe Till 
wegen „aggressiven Ver-

haltens“ festgenommen – 
der „tätliche Angriff“ sei 
durch einen Polizeijuris-
ten hinzugefügt worden. 
Hier zeigt sich der Verfol-

gungswille der Behörden!
Zur Erinnerung: Die 

Proteste gegen den WKR 
Ball im vergangenen Ja-
nuar waren verboten und 
von der Polizei verhindert 
worden. Dutzende erhiel-
ten Geldstrafen, auch Till 
droht noch eine. Nach er-
folglosem Strafverfahren 
versucht es die Polizei nun 
mit hohen Verwaltungs-
strafen. Zusätzlich muss er, 
trotz Freispruch, die hohen 
Gerichtskosten tragen. 

Der Staat will die Teil-
nahme an legitimen Pro-
testen durch Strafen un-
bezahlbar machen. Wir 
müssen zeigen, dass diese 

Rechnung nicht aufgeht. 
Spendet für Till! Nicht 
einschüchtern lassen! Ob 
verboten oder nicht, die 
SLP wird auch am 27. Jän-
ner 2011 wieder gegen den 
WKR Ball auf die Straße 
gehen.

	 Christian Bunke

Wir bitten um Spenden� auf 
das PSK-Konto 8812.733 
(Verwendungszweck: Till)

Till freigesprochen...

...doch Solidarität ist weiter nötig.  
Der Prozess hat viel Geld gekostet!

In der ersten Jahreshälfte� 
gab es gerade in der Stei-
ermark rund um die Platt-
form 25 große Proteste ge-
gen die geplanten Kür-
zungen. Auch bei den Stu-
dierenden gibt es Unmut. 
Ein Interview mit Jakob 
Rößle (22) der Maschinen-
bau in Graz studiert.

V:�In der Steiermark gab es 
in letzter Zeit verschie-
denste Proteste z.B.: gegen 
Studiengebühren. Du hast 
an ihnen teilgenommen. 
Warum?

JR:�Weil ich nicht so viel 
Geld hab: 500 Euro, wie 
von Karl Heinz Töchter-
le vorgeschlagen und vom 
Grazer TU-Direktor be-
fürwortet, sind ein ext-
rem hoher Betrag den ich 
mir nicht leisten kann. 
Ich kämpfe gegen Studi-
engebühren. 

V:�Merkt man in der Stei-
ermark, wo die KPÖ so 
stark ist, einen realen Un-
terschied bei den Protes-
ten?

JR: �Nein! Die KPÖ kommt 
zwar zu den Bündnistref-
fen, nimmt dann aber re-
al nicht an den Protesten 
teil. Auch die Plattform 
25, wo KPÖ und Grüne 
in der Führung sitzen, ist 
leider nicht sehr demo-
kratisch, weil Beschlüs-
se eher nicht vom Plenum 
sondern einer kleineren 
Gruppe fixiert werden. 
Und die für Anfang No-

vember geplante Platt-
form-Konferenz wurde 
abgesagt weil da die Grü-
nen ihre 30-Jahr-Feier auf 
denselben Termin gelegt 
haben. Ich hab das Ge-
fühl, KPÖ und Grüne sind 
Regierungsgeil, versuchen 
eigentlich in der Plattform 
nur, ihre eigenen Ideen zu 
verwirklichen. 

V:�Was erwartest du dir 
von Protesten?

JR: �Dass durch sie z.B. ein 
so hoher Druck entsteht 
dass Studiengebühren 
nicht verwirklicht werden 
können, dass Rechtspo-
pulistInnen wie z.B. Sar-
razin nicht in Graz auftre-
ten können, oder Sozial-
kürzungen wie im ersten 
Halbjahr 2011 beschlossen 
nicht durchführbar sind. 
Dafür bedarf es breit ge-
fächerter Bündnisse und 
ein gemeinsames Auftre-
ten auf Aktionen. Durch 
breite Mobilisierung – wie 
z.B.: Studierende, Schü-
lerInnen, ArbeiterInnen, 
Menschen mit Behinde-
rung, Menschen mit Mi-
grationshintergrund, 
PensionistInnen und 
Erwerbslose – und mit 
kämpferischen Aktionen 
- öffentliche Betriebsver-
sammlungen, Streiks und 
Demonstrationen ist es 
möglich, die Angriffe zu-
rück zu schlagen.

V:�Wir bedanken uns für 
das Gespräch.

Unmut in der  
grünen Mark

„Fight the Power“: 
  3 Tage Theorie & Praxis

Von 18.-20.11.� fand in Wien 
„Fight the Power – 3 Tage 
Diskussion zu Theorie und 
Praxis des Widerstandes“ 
statt. TeilnehmerInnen 
aus Österreich, Deutsch-
land, Griechenland und 
Schweden diskutierten in 
drei Plenardiskussionen 
und sechs Arbeitskreisen. 

Das Highlight des Wo-
chenendes war zweifellos 
die Debatte mit den Ver-
treterInnen der Piraten-
partei. Knapp 50 Teilneh-
merInnen beteiligten sich 
an der teils sehr hitzigen 

Diskussion. Viele waren 
enttäuscht von den Pira-
ten, da sie mehrmals be-
tonten, das System „von 
innen“ verändern zu wol-
len und jede grundsätzli-
che Veränderung ablehn-
ten („Da würden ja dann 
Autos brennen!“). 

Benjamin aus Wien hat 
die politischen Diskussi-
onen „sehr genossen“. Er 
erklärt: „Gut gefallen hat 
mir der praktische Ansatz 
in den Arbeitskreisen, z.b. 
zur Frage von Abschie-
bungen.“

Termin des Monats
WKR Ball verhindern!

Proteste gegen 
den WKR-Ball in Wien 
27. Jänner 2012 
Mehr auf www.slp.at

Am 27. 1.�, dem Jahrestag 
der Auschwitzbefreiung, 
soll wieder der WKR-Ball 
stattfinden. Rechtsextre-
me aus ganz Europa wol-
len in der Hofburg tanzen 
und sich vernetzen. Seit 
Monaten organisiert die 
SLP v.a. in der Gewerk-
schaft dagegen. Gemein-
sam mit anderen wollen 
wir diesmal wirksame 
Proteste organisieren da-
mit der Ball nicht nur aus 
der Hofburg fliegt, son-
dern gar nicht stattfindet.
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Unter diesem Motto� fand am 
30.11 eine Demo in Wien 
statt. TeilnehmerInnen wa-
ren die Beschäftigten, Mit-
glieder und AktivistInnen 
der rund 50 Gruppen des 

Amerlinghaus und Perso-
nen, die das Amerlinghaus 
als das, was es ist kennen 
und schätzen gelernt haben.

Das Kulturzentrum am 
Spittelberg ist seit der Be-
setzung Mitte der 1970er 
Jahre ein Treffpunkt für 
Jugendgruppen, antifa-
schistische Gruppen, Mig-
rantInnenvereine, Kunst-
projekte und viele ande-
re Strukturen. In keinem 
anderen von der Gemeinde 
Wien geförderten Zentrum 

trifft soviel Kultur, Politik 
und Integration aufeinan-
der wie im Amerlinghaus. 
Seit Jahren versucht die 
Stadtregierung das Haus 
finanziell auszubluten.

Hintergrund ist der Wan-
del im 7. Bezirk: 1970 war 
es noch ein billiges Viertel. 
Heute sind die Mietpreise 
um ein vielfaches gestiegen 
und der Spittelberg wurde 
zum „Szene-Viertel“. Die 
100%ige Tochterfirma der 
Stadt Wien und Vermie-
terin des Amerlinghau-
ses GESIBA  möchte offen-
sichtlich zahlungskräfti-
gere MieterInnen. 

Für viele enttäuschend 
ist, dass es nicht mal ein 

Jahr Rot-Grün gebraucht 
hat, um ein seit 30 Jahren 
bestehendes Kulturzen-
trum zu bedrohen. Ent-
sprechend machte die De-
mo auch einen Zwischen-

stopp vor der Zentrale der 
Grünen, die von der Poli-
zei geschützt wurde und 
verdunkelt hatte.

Das Amerlinghaus muss 
bei steigenden (Miet)Prei-
sen seit rund 10 Jahren mit 
einer gleichbleibend nied-
rigen Jährlichen Subven-
tionen von 250.000€ aus-
kommen. Das reicht schon 
lange nicht mehr. Die Kam-
pagne zur Verteidigung des 
Amerlinghauses, bei der die 
SLP eine zentrale Rolle ge-

spielt hat, war rot-grün so 
unangenehm, dass für 2012 
die Subvention vorerst ge-
sichert ist. Ein erster Erfolg. 
Verlangt werden aber Um-
strukturierungen (raus mit 

den lästigen linken Grup-
pen, rein mit Kommerz), 
die den Charakter des Hau-
ses zerstören würden. Die 
Zukunft ist also ungewiss, 
die Kampagne muss weiter 
gehen!

Um den dringend ge-
brauchten Platz für Anti-
faschismus, Kultur und In-
tegration im Amerlinghaus 
zu erhalten fordern wir die 
notwendigen Subventionen 
sowie die Zuschüsse für die 
Sanierung!	 Yanna Ndiaye

Nr. 204 | 12.2011Kultur, Sport & Lifestyle
Das Neujahrskonzert: 
�Tausende Euro für ei-
ne Konzertkarte, Milli-
onen Einnahmen über 
den CD-Verkauf, ei-
ne Milliarde Menschen 
an den Bildschirmen. 
Doch welchen öster-
reichischen Traditio-
nen wird am 1.1. eigent-
lich gefrönt? Dass Feld-
marschall Radetzky, 
dem Johann Strauß Va-
ter ausgerechnet im Re-
volutionsjahr 1848 ei-
nen Marsch gewidmet 
hatte, ein Reaktionär 
und Militärdiktator in 
Oberitalien war, soll-
te inzwischen eigent-
lich bekannt sein. We-
niger bekannt: Das erste 
Neujahrskonzert wur-
de 1939 gegeben und war 
eine Propagandaveran-
staltung der Nazis. Di-
rigiert wurde es vom 

Goebbels-Spezi Clemens 
Krauss, der diese Tra-
dition praktischerwei-
se auch nach 1948-1954 
fortführen durfte; ein 
österreichisches Schick-
sal!? Nicht uninteres-
sant ist übrigens auch 
die Rezeption von Jo-
hann Strauß Sohn (ja der 
mit dem Donauwalzer) 
durch die Nazis. Goeb-
bels hatte zu diesem be-
reits 1938 notiert: „Ein 
Oberschlauberger hat 
herausgefunden, dass 
Joh. Strauß ein Achtel-
jude ist. Ich verbiete, das 
an die Öffentlichkeit zu 
bringen. Denn erstens 
ist es noch nicht erwie-
sen, und zweitens habe 
ich keine Lust, den gan-
zen deutschen Kultur-
besitz so nach und nach 
unterbuttern zu las-
sen. Am Ende bleiben 
aus unserer Geschich-
te nur noch Widukind, 
Heinrich der Löwe und 
Rosenberg übrig. Das 
ist ein bisschen we-
nig.“ Weniger „gut“ als 
dem Toten, ging es frei-
lich den lebenden Erben 
der Musikerdynastie: Sie 
wurden Zielscheibe ei-
ne Kampagne des anti-
semitischen Blattes „Der 
Stürmer“, der Strauß-
Nachlass in der Folge 
arisiert…            John Evers 

Rote 
Seitenblicke 

„Die Streif ist brutal wie noch nie!“ 
So oder so ähnlich� lautet 
die Ansage beim jährli-
chen Hahnenkammren-
nen. Viele erinnern sich 
mit Schaudern und Schre-
cken an die Stürze von 
Hans Grugger oder Daniel 
Albrecht. Damals war zu 
hören „die Streif sei zu ge-
fährlich“. Dennoch bleibt 
das Credo von „Höher, 
Schneller, Weiter“. Finan-
ziell sind es die Sponsoren, 
die profitieren. Je höher 
die Einschaltquoten sind, 
desto mehr ist eine Sport-
art wert. Für eineN erfolg-

reicheN SchifahrerIn, mit 
Logo auf der Mütze das in 
die Kamera gehalten wird, 
sind es 25.000-400.000 
Euro, die von Sponsoren 
bezahlt werden. Es geht 
noch mehr: Mit € 60 Mio. 
sponsert die deutsche Te-
lekom (steuerschonend) 
im Jahr Fußball und Rad-
sport. Erfolgreiche Sport-
lerInnen bringen Geld: Die 
mediale und touristische 
Wertschöpfung in Nie-
derösterreich von 2006-
2010 betrug im Schnitt € 
15 Millionen.

Oft ist es der Nerven-
kitzel von Sportveranstal-
tungen, der die Menschen 
zum Zuschauen treibt. Es 
sind ein paar Stunden, in 
denen wir mitjubeln und 
mitfiebern können. Ein 
paar Stunden, in denen wir 
die Welt um uns ausblen-
den können. Alltagsstress, 
Jobsorgen und Perspekti-
venlosigkeit treten in den 
Hintergrund – Wir kön-
nen Emotionen ausleben, 
die uns der graue Alltag im 
Kapitalismus vorenthält.

	 Karin Wottawa

Rot-Grün = Amerlinghaus aus

Für mehr und nicht weniger politische, soziale,  
kulturelle Zentren! Für den Erhalt des Amerlinghauses.



Naher Osten: Keine Lösung 
im Kapitalismus
Krisenherd� Trotz jahrzehn-
telanger Bemühungen der 
führenden Diplomatie 
bleibt der Nahe Osten Kri-
senherd, gekennzeichnet 
von Rassismus, Not und 
Kriegsgefahr. Die Armut 
in absoluten Zahlen ist in 
den palästinensischen Ge-
bieten deutlich größer als 
in Israel, doch die Schere 

zwischen Reich und Arm 
geht da wie dort ausein-
ander. Die Reallöhne in 
Gaza und der Westbank 
sanken in den letzten vier 
Jahren um ca. 30%. In Is-
rael leben offiziell 25% un-
terhalb der Armutsgrenze.

Schon seit Jahren sinkt in 
Israel das Vertrauen in Re-
gierung und Staat. Seitdem 
nehmen soziale und politi-
sche Proteste zu (siehe fol-
gende Seiten). Die Zustim-
mung für Premierminis-
ter Netanjahu liegt knapp 

über 30%. Das soziale Ge-
fälle besteht nicht nur zwi-
schen israelischen JüdIn-
nen und israelischen Pa-
lästinenserInnen, sondern 
auch zwischen den vielfäl-
tigen jüdischen Immigran-
tInnen-Gruppen. Ebenso 
wächst in Palästina die Un-
zufriedenheit mit der "ei-
genen" Verwaltung. Nicht 

nur, dass wesentliche Teile 
der Palästinensischen Au-
tonomiebehörde korrupt 
sind. Keine der großen Par-
teien kann mit ihrer Strate-
gie einen Ausweg anbieten.

Als SozialistInnen� lehnen 
wir jede Politik ab, die ei-
nem Teil der Bevölkerung 
aufgrund von ethnischem 
Hintergrund, Hautfar-
be, Geschlecht, sexueller 
Orientierung oder Glau-
be das Recht auf Selbstbe-
stimmung oder gar Exis-

tenz abspricht. Genau das 
geschieht durch eine Rei-
he von Organisationen so-
wohl in Israel als auch Pa-
lästina. Doch es gibt keine 
"Kollektivschuld"; weder 
von JüdInnen in Bezug auf 
die Verbrechen des israe-
lischen Staates noch von 
PalästinenserInnen auf-
grund des Treibens an-

tisemitischer Hamas-
FunktionärInnen. Statt 
Kollektivschuld gibt es 
ein Existenzrecht für Al-
le! Entscheidend ist die 
Klassen-Zugehörigkeit. 
Wer reich ist, kann es sich 
letztlich überall richten. 
Wer arm ist und für seinen 
Lebensunterhalt kämpfen 
muss, braucht Solidarität 
und wird diese im Eigen-
interesse auch geben. Eth-
nische Grenzen verlieren 
dabei an Bedeutung. Der 
gesamte Nahe Osten erlebt 

gegenwärtig eine Umwäl-
zung durch Massenbewe-
gungen. Die Entstehung 
von unabhängigen Orga-
nisationen der ArbeiterIn-
nen ist überall notwendig.

In Israel� kämpft die 
Schwesterorganisation 
der SLP ("Bewegung Sozi-
alistischer Kampf"; Tnua’t 
Maavak Sozialisti / Hara-
kat Nidal Eshtaraki) gegen 
Besatzung und Blocka-
de, sowie für die gemein-
samen sozialen Anliegen 
von ArbeiterInnen. Sie er-
klärt, warum die Palästi-
nenserInnen ein Recht auf 
bewaffnete Selbstvertei-
digung gegen die Armee-
Angriffe haben. Die Auf-
gabe von SozialistInnen in 
Palästina muss sein, sich 
gegen die unsäglichen An-
schläge auf ZivilistInnen 
in Israel zu stellen, Mas-
senaktionen zur Vertei-
digung gegen Armee-An-
griffe zu organisieren und 
an die israelischen Massen 
für eine gemeinsame Lö-
sung von unten zu appel-

lieren. Die Chancen dazu 
sind da: Unter jüdischen 
Israelis ist die Besatzung 
durchaus umstritten. Ein 
bedeutender Teil lehnt sie 
ab. Mitunter gibt es ge-
mischte Gefühle, da das 
eigene Sicherheitsbedürf-
nis von der Regierung 
permanent mit der Un-
terdrückung der Palästi-
nenserInnen gleichgesetzt 
wird. Dementsprechend 
muss eine neue palästi-
nensische Massenbewe-
gung auch diesem Gefühl 
Rechnung tragen.

Eine der zentralen Forde-
rungen von "Bewegung So-
zialistischer Kampf" ist jene 
nach einer sozialistischen 
Föderation mit Selbstbe-
stimmungsrecht für alle: 
Für ein sozialistisches Isra-
el neben einem sozialisti-
schen Palästina als Teil ei-
ner freiwilligen Föderati-
on des Nahen Ostens, mit 
dem Recht aller Flüchtlinge 
auf Rückkehr und demo-
kratischen Rechten für jede 
Minderheit.

	 Franz Neuhold�

Die Lage in den palästinensischen Gebieten ist  
katastrophal. Ebenso wächst in Israel die Armut.
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Kurze Zeittafel zum Konflikt
in Israel und Palästina:

Q: �e World Fact Book 2011, Österr. Armutskonferenz
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 G > Gazastreifen
 W > Westbank
 I > Israel
 Ö > Österreich

Die soziale Situation im Nahen Osten

FF 1930er:��� Wachsende 
Einflussnahme des 
Imperialismus im Nahen 
Osten und Entwicklung 
des Zionismus (jüdisch-
nationalistische 
Bewegung). Der 
Antisemitismus in 
Europa, gipfelnd in 
der Shoa (Holocaust) 
und die Abweisung 
von JüdInnen an den 
Grenzen der meisten 
kapitalistischen Staaten 
führen weltweit zu einer 
Stärkung des Zionismus.
FF 1948: Staatsgründung 
Israels auf Basis einer 
Massenvertreibung von 
PalästinenserInnen im 
Ersten Nahost-Krieg von 
1947-49 ("Nakba" = Kata-
strophe). Entstehung von 
Flüchtlingslagern in den 
umgebenden Ländern, 
die bis heute bestehen.
FF 1967: Sechstagekrieg (3. 
Arabisch-Israelischer 
Krieg); als Folge besetzt 
Israel unter anderem 
Gaza, die Westbank, 
Ostjerusalem sowie die 
syrischen Golanhöhen.
FF 1987/88: Erste Intifada 
(Aufstand) der paläs-
tinensischen Massen, 
da die Politik der PLO 
(größte politische 
Organisation in Palästina 
bzw. deren Dachverband) 
mit einem Mix aus 
Terroranschlägen und 
abgehobener Diplomatie 
in eine Sackgasse führt. 
Demos und Streiks 
bringen konkrete Erfolge.
FF 1991-94: Oslo-Friedens-
prozess; Großaufgebot 
der globalen bürger-
lichen Diplomatie mit 

Vertragsabschluss 
1994. Löst keines 
der grundlegenden 
Probleme. Wird seit 
2000 als endgültig 
gescheitert betrachtet.
FF2000: Zweite Intifada 
und Aufstieg der 
reaktionären Hamas; 
läutet erneut eine 
Phase individual-
terroristischer 
Anschläge gegen Ziele 
in Israel ein, die es den 
Herrschenden erleich-
tern, die legitimen Ziele 
der palästinensischen 
Befreiung als Gefahr für 
israelische JüdInnen 
darzustellen. In Folge 
mehrere Bombarde-
ments v.a. des Gaza-
streifen und gezielte 
terroristische Aktionen 
der israelischen Armee.
FF2006-09: Konflikte 
zwischen den größten 
politischen Parteien in 
den palästinensischen 
Gebieten, Fatah und 
Hamas, eskalieren. 
In Folge israelische 
Blockade gegen Gaza 
und Luftkrieg 2008/9. 
Parallel dazu Aufstieg 
extrem rechter 
Parteien in Israel.
FF2008: Wirtschaftskrise 
trifft Israel voll. 
FF2011: Massenproteste 
im Nahen Osten und 
Nordafrika läuten eine 
neue Ära ein. Ansätze 
einer dritten Intifada 
in Palästina, die wieder 
auf Massenaktionen 
bauen könnte. Klas-
senkämpfe und soziale 
Proteste nehmen 
auch in Israel zu.

Millionen von Palästinenser
Innen� leben in Israel, in 
Ghettos in Syrien, dem Li-
banon und Jordanien so-
wie in den beiden vonei-
nander getrennten Terri-
torien der Westbank und 
dem Gazastreifen am Mit-
telmeer. Die Lage dort ist 
mitunter verzweifelt. Der 

Luftkrieg der Israelischen 
Armee in der "operation 
castlead" 2008-09 ist an-
hand tausender zerstör-
ter Gebäude heute noch 
sichtbar. Seitdem hat sich 
die Lage durch die Blocka-
de seitens des israelischen 
Staates verschärft. Doch 
dadurch wird das Leben 
der Menschen in Israel 
nicht besser. Im Gegenteil. 
Dort engagieren sich im-
mer mehr, internationa-
len Trends folgend, in Pro-
testbewegungen.

Die erneut brutale Re-
aktion des israelischen 
Staates auf die internati-
onale Gaza-Flottille (sie-
he Bericht auf www.slp.at) 
vom November 2011 zeigt, 
wie sehr er sich bemüht, 
ein Bedrohungs-Szenario 
aufrechtzuerhalten. Da-
bei bestand keinerlei mili-
tärische Bedrohung durch 
die Flottille. Ihr Ziel war 
und ist, Hilfsgüter abzu-
liefern. Warum sollte das 
für die Menschen in Isra-
el gefährlich sein? Wem 
nützt es, wenn in Gaza 
ein grundlegender Mangel 
an sauberem Trinkwasser 
herrscht und das Abwas-
sersystem nicht funktio-

niert? All dies sind unmit-
telbare Folgen der Blocka-
depolitik. Der Kampf für 
ein besseres Leben der Pa-
lästinenserInnen bedeutet 
nicht, dass JüdInnen in Is-
rael dadurch zu leiden ha-
ben müssen. Im Gegenteil: 
es ist vielmehr anzuneh-
men, dass wenn in Paläs-

tina Verbesserungen (v.a. 
durch Massenbewegun-
gen) erkämpft werden, der 
Einfluss von Hamas & Co. 
zurückgedrängt werden 
kann. Gleichzeitig kann 
eine Brücke zu den sozia-
len Protesten in Israel ge-
baut werden.

Der Aufstieg� von individu-
al-terroristischen und re-
aktionär-antisemitischen 
Organisationen wie der 
Hamas war eine Folge der 
Situation nach dem Zu-
sammenbruch des Stali-
nismus sowie einer Serie 
von Fehlern politisch lin-
ker Kräfte und der Kor-
ruption der bürgerlichen 
Eliten in Palästina. Für 
die Herrschenden in Is-
rael ist eine starke Hamas 
insofern von Vorteil, als 
dass sie es dadurch rela-
tiv leicht hat, die Anlie-
gen der PalästinenserIn-
nen als Terrorismus abzu-
tun und ihre eigene Posi-
tion in Staat und Militär 
abzusichern. Die Folgen 
der aggressiven Politik, 
die von der israelischen 
Armee exekutiert wird, 
haben neben den Opfern 
in den besetzten Gebie-

ten im Regelfall wieder 
nur Zivilpersonen in Israel 
zu tragen. Doch die Pha-
se der "Al Aqsa-Intifada" 
ist möglicherweise bereits 
vorbei. Eine neue Bewe-
gung, basierend auf Mas-
senaktionen kann dem 
"arabischen Frühling" fol-
gen. In der heranwach-

senden Generation wird 
angesichts der fehlenden 
Fortschritte durch die Ha-
mas-Politik der Wunsch 
nach einer neuen politi-
schen Kraft wachsen. Die-
se kann auf der Basis zu-
nehmender sozialer Wi-
dersprüche an ArbeiterIn-
nen in Israel appellieren, 
eine gemeinsame Lösung 
des Nahostkonfliktes zu 
entwickeln. Wir stehen 
vielleicht vor Beginn einer 
solchen 3. Intifada.

Die ArbeiterInnenklasse� in 
Israel gibt deutliche Le-
benszeichen von sich. Am 
7. November fand ein Ge-
neralstreik statt. Er richte-
te sich gegen Auslagerun-
gen von Arbeitsverträgen, 
die v.a. im Öffentlichen 
Dienst und Bildungswesen 
Löhne und Arbeitsbedin-
gungen drücken. Der Ge-
werkschaftsbund Histad-
rut war zu diesem Schritt 
gezwungen, obwohl er 
üblicherweise sozialpart-
nerschaftliche Unterwür-
figkeit praktiziert. Die Si-
tuation ist aufgrund von 
Kurzzeit-Verträgen und 
Anstellung über Agentu-
ren für Beschäftigte in Is-

Was können  
Massen 
bewegen?

In Nordafrika stürzen Diktaturen durch 
Massenbewegungen. Das hat auch 
Auswirkungen im Nahen Osten.
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„Das Proletariat muss die Freiheit der politischen 
Abtrennung der von 'seiner' Nation unterdrückten 
Kolonien und Nationen fordern...Anderseits müssen 
die Sozialisten der unterdrückten Nationen auf die 
vollständige und bedingungslose, auch organisato-
rische Einheit der Arbeiter der unterdrückten Nati-
on mit denen der unterdrückenden Nation beson-
ders bestehen und sie ins Leben rufen.“ 
V. I. Lenin, aus: „Die sozialistische Revolution und das  
Selbstbestimmungsrecht der Nationen“

Im Imperialismus, dem höchsten Stadium des Ka-
pitalismus, sind viele, v.a. neokoloniale Länder, nicht 
selbstbestimmt. Die imperialistischen Staaten inves-
tieren dort Kapital, sorgen für ihnen genehme Re-
gime und schüren ethnische und religiöse Konflikte, 
um diese Länder besser ausbeuten zu können. Inner-

halb von Staaten leben Bevölkerungsgruppen, die im 
Kampf gegen Unterdrückung ihr Selbstbestimmungs-
recht einfordern, wie die KurdInnen, die TamilInnen, 
die PalästinenserInnen etc. Nationalstaaten entspre-
chen den Interessen der KapitalistInnen (sie brauchen 
sie zur Durchsetzung ihrer Interessen gegen andere 
Unternehmen sowie gegen die ArbeiterInnen), nicht 
denen der ArbeiterInnen. Aus marxistischer Sicht – 
d.h. von einem „Klassenstandpunkt“ aus - kann die 
nationale Frage deshalb nicht von der sozialen Frage 
getrennt werden. Die ArbeiterInnenklasse der unter-
drückenden Nation profitiert nicht von der Unterdrü-
ckung. Nationalismus wird dort von den Herrschen-
den als Instrument für Sozialabbau und Lohndruck 
gebraucht. Hingegen entsteht der Nationalismus der 
ArbeiterInnen der unterdrückten Nation oder Volks-
gruppe aus dem Kampf gegen soziale Misere und Aus-
beutung. Auch wenn wir als MarxistInnen nicht FÜR 
Staaten oder Nationen sind verteidigen wir daher das 
Selbstbestimmungsrecht der unterdrückten Völker, 
insbesondere dort, wo die Massen der ArbeiterInnen 
im Kampf gegen Unterdrückung ihre eigene Nation 
verlangen. Lenin hat das zaristische Russland als Völ-
kergefängnis bezeichnet und die junge Sowjetunion 
entstand als freiwilliger Zusammenschluss (das änder-
te sich unter Stalin). 

Letztlich kann dieses Selbstbestimmungsrecht nur 
in einem Staat erfolgreich sein, der nicht von einem 
anderen, imperialistischen Staat dirigiert wird und der 
von der ArbeiterInnenklasse regiert wird. Allein die 
Staatsgründung im Rahmen des Kapitalismus reicht 
nicht. Es bedarf einer sozialistischen Lösung, eines ge-
meinsamen Kampfes der ArbeiterInnenklasse des un-
terdrückten und des unterdrückenden Staates gegen 
ihre jeweilige herrschende Klasse. Dieser Klassen-
kampf wirkt dem Nationalismus  entgegen. Gleichbe-
rechtigte, selbstbestimmte, sozialistische Staaten kön-
nen dann eine freiwillige Konföderation eingehen. 

„Indem das Proletariat zunächst sich die politische 
Herrschaft erobern, sich zur nationalen Klasse erhe-
ben, sich selbst als Nation konstituieren muss, ist es 
selbst noch national, wenn auch keineswegs im Sin-
ne der Bourgeoisie. …In dem Maße, wie die Exploita-
tion des einen Individuums durch das andere aufge-
hoben wird, wird die Exploitation einer Nation durch 
die andere aufgehoben. Mit dem Gegensatz der Klas-
sen im Innern der Nationen fällt die feindliche Stel-
lung der Nationen gegeneinander.“ 
Marx/Engels, aus „Manifest der Kommunistischen Partei“)   Helga Schröder

Selbstbestimmung gegen 
kapitalistische Unterdrückung

Marx aktuell

rael im OECD-Vergleich 
am schlimmsten. 300.000 
sind direkt betroffen.

Doch das war nur einer 
von vielen Arbeitskämp-
fen: Im Frühjahr streik-
ten 10.000 Sozialarbeite-
rInnen (sowohl jüdische 
als auch israelisch-paläs-
tinensische). Sie nahmen 

Bezug auf den Tahrir-Platz 
in Kairo und die Bewegung 
in Libyen. Einen Streik bei 
der Eisenbahn gegen Pri-
vatisierungspläne gab es 
im Sommer. In Haifa zog 
sich ein Streik der Chemie-
Arbeiter ab Mai über meh-
rere Monate. Man wandte 
sich gegen die Spaltung in 
der Belegschaft aufgrund 
von Unterschieden in 
den Arbeitsverträgen so-
wie für höhere Löhne. Um 
nicht von einer bürokrati-
schen Gewerkschaftsfüh-
rung blockiert zu werden, 
trat man einem kämpferi-
schen Verband bei, "Power 
to the Workers". Bei Haifa 
Chemical Inc. arbeiten Jü-
dInnen, AraberInnen und 
DrusInnen. Es war ein kla-
res Signal in diesem Streik, 
dass die Ziele der Arbei-
terInnen nur gemeinsam 
erreicht werden können. 
Dies sind Vorlagen für eine 
völlig andere Art von Poli-
tik, die sich nicht am Dog-
ma der kapitalistischen 
Marktwirtschaft mit ih-
rem "Teile und Herrsche" 
orientiert.

Eine bedeutsame Rolle � in 
diesen Streiks und Initi-

ativen wie "Power to the 
Workers" spielt die "Be-
wegung Sozialistischer 
Kampf" (Tnua’t Maavak 
Sozialisti / Harakat Ni-
dal Eshtaraki). Ihre Ak-
tivistInnen versuchen, 
die einzelnen Ansätze der 
Unzufriedenheit in eine 
generell antikapitalisti-

sche Richtung zu entwi-
ckeln. Dazu gehört auch, 
es nicht bei einmaligem 
Demonstrieren zu belas-
sen. Nur landesweit ko-
ordinierte Arbeitsnieder-
legungen werden letztlich 
die Regierung zu Zuge-
ständnissen zwingen.

Im August entfaltete sich 
sodann in Tel-Aviv und 
anderen Städten eine ju-
gendlich geprägte Bewe-
gung für soziale Gerech-
tigkeit, vor allem gegen zu 
hohe Wohnkosten. Premi-
er Netanjahu meinte noch 
einige Wochen zuvor, dass 
es in Israel als einzigem 
Land des Nahen Ostens 
keine solchen Proteste gä-
be, weil es wirtschaftlich 
so stabil und demokra-
tisch sei. Dieser Einschät-
zung stehen nun zahlrei-
che Demorufe wie "Muba-
rak - Assad - Netanjahu" 
gegenüber.

Ausgelöst� durch den Auf-
bau einer Zelt-Siedlung 
auf einer Einkaufsstra-
ße in Tel-Aviv, wuchs ei-
ne vielschichtige Bewe-
gung. Am 6. August gin-
gen unter der Forderung 
nach "sozialer Gerechtig-

keit" 300.000 Menschen 
auf der Straße. Dieses Er-
gebnis wird kurz danach 
noch übertroffen: am 3. 
September erreichten die 
Demos in Tel-Aviv, Jeru-
salem und Haifa zusam-
men über 430.000. Der 
Chefs des Histadrut, Ofer 
Eyni, sorgte sich letztlich 

darum, dass die Demons-
trationen die Regierung zu 
Fall bringen könnten.

Auch die palästinensische� 
Frage war in diesen Pro-
testen präsent. Es gab hef-
tige Auseinandersetzun-
gen darüber, inklusive 
Gewalttätigkeiten rechter 
Gruppen, wie AktivistIn-
nen von "Bewegung Sozia-
listischer Kampf" berich-
teten. Grundsätzlich bie-
tet jede soziale Bewegung 
die Chance, eine multi-
ethnische Perspektive ge-
gen die Blockade und für 
eine sozialistische Lösung 
des Nahost-Konflikts auf-
zubauen.

Eine neue Friedens- und 
ArbeiterInnen-Bewegung 
in Nahost ist möglich. Sie 
kann aus den sozialen Pro-
testen entstehen, welche 
die kommenden Jahre prä-
gen werden. Das CWI in 
Form seiner Schwester-
parteien überall und im 
Besonderen in Israel/Pa-
lästina sowie die Aktivis-
tInnen im Libanon treten 
für ein sozialistisches Pro-
gramm ein, das nicht an 
den Grenzen von Nation 
halt macht.	 Franz Neuhold

Die sozialen Proteste in Israel
können ein Bindeglied zu Protesten
der PalästinenserInnen werden.
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Israel oder Palästina? Nicht  
Nation, sondern Klasse!
Der Nahe und Mittlere� Os-
ten sind im Umbruch. Die 
revolutionären Bewegun-
gen verändern die Posi-
tion Israels in der Regi-
on. Mit Mubarak wur-
de ein treuer Verbünde-
ter gestürzt. Auch in Israel 
formiert sich eine sozia-

le Bewegung die bis zu ei-
ner Million Menschen (bei 
7,8 Mio. EinwohnerInnen) 
auf die Straße brachte. Der 
Antrag der Palästinense-
rInnen zur Aufnahme in 
die UNO bringt die Frage 
von Israel/Palästina wie-
der auf die Tagesordnung.

Die österreichische De-
legation hat für die Auf-
nahme Palästinas in die 
UNESCO gestimmt. So 
weit ist „Solidarität“ mit 
den Forderungen der Pa-
lästinenserInnen im of-
fiziellen Rahmen schein-
bar möglich. Grundsätz-
lich standen und stehen 
die österreichischen Re-
gierungen immer treu an 
der Seite Israels. Dahin-
ter stehen konkrete wirt-
schaftliche und Machtin-
teressen. Argumentiert 
wird mit „historischer 
Verantwortung“. Gleich-

zeitig werden Rechtsex-
treme wie Martin Graf in 
hohen Ämtern hofiert. Die 
Millionen Opfer der Sho-
ah werden in zynischer 
Weise zur Rechtfertigung 
von Kriegsverbrechen 
und Unterdrückung miss-
braucht.

Teile der „Linken“� lehnen 
den Staat Israel ab. Ande-
re sprechen sich für be-
dingungslose Solidari-
tät aus. Beiden liegt der-
selbe Fehler zu Grunde. 
Vom Staat selbst wird ein 
eins-zu-eins Rückschluss 
auf die Bevölkerung gezo-
gen. Die Klassenspaltung 
und Spannungen inner-
halb der israelischen Ge-
sellschaft werden „über-
sehen“ oder ihre Exis-
tenz sogar geleugnet. Die 
implizite Folge davon ist, 
die israelische Bevölke-
rung und die Herrschen-
den gleichzusetzen und 
einen homogenen Block 
herbei zu phantasieren. 
Beide „Seiten“ sind unfä-
hig oder nicht willens die 
sozialen Massenproteste in 
Israel zu analysieren und 
ernsthaft zu unterstützen. 
Beide sehen letztlich so-

wohl die PalästinenserIn-
nen als auch die Israelis als 
homogene „Nationen“, die 
es jeweils als eben solche 
zu unterstützen gilt. Bei-
des sind nur andere Sei-
ten derselben kapitalisti-
schen Medaille. Sie führen 
zu kruden „Bündnissen“ 

(mit der israelischen Ar-
mee bzw. der Hamas). 

Auch die herrschende 
Elite in Gaza beutet den 
Wunsch der Palästinense-
rInnen nach sozialer Ge-
rechtigkeit, Frieden und 
demokratischen Rech-
ten aus um ihre kapitalis-
tisch-islamistische Agen-
da durchzusetzen. Gleich-
zeitig treibt jede Bombe 
der israelischen Luftwaffe 
verzweifelte Menschen in 
die Arme der IslamistIn-
nen. 

Historisch� hat die Arbeite-
rInnenbewegung (darun-
ter der größte Teil der jü-
dischen ArbeiterInnen-
bewegung) die Gründung 
eines jüdischen Staates 
abgelehnt. Der Kapitalis-
mus wurde als Grundlage 
für das Entstehen von An-
tisemitismus erkannt. Der 

Kampf sollte gegen ihn 
geführt werden anstatt 
die ArbeiterInnen auf ein 
„nationales“ Ziel zu ori-
entieren. Der Holocaust 
und die Suche von JüdIn-
nen nach einem sicheren 
Land wurde auch von der 
britischen herrschenden 
Klasse (die die Grenzen 
für JüdInnen weitgehend 
verschloss) genutzt um in 
Form des neuen Staates Is-
rael einen Brückenkopf in 
der Region zu sichern. Die 
Situation stellt sich aller-
dings heute anders dar, da 
Israel seit über 60 Jahren 
ein existenter Staat ist und 
der größte Teil der israeli-
schen Bevölkerung in Is-
rael geboren ist und eben-
so ein Recht darauf hat das 
Land ihre Heimat zu nen-
nen wie die Palästinense-
rInnen. 

Die israelische herrschende� 
Klasse ist abhängig von 
der Besetzung der Pa-
lästinenserInnengebie-
te, von Krieg, Unterdrü-
ckung und der Ausbeu-
tung der Massen beider-
seits der Mauer. Die Eliten 
von Hamas und Fatah sind 
nicht bereit den Arbeite-
rInnen und Armen in den 
von ihnen kontrollierten 
Gebieten auch nur die ge-
ringsten Zugeständnis-
se zu machen. Es gilt jene 

zu organisieren, die Inter-
essen an sozialer Gerech-
tigkeit und Frieden haben: 
die ArbeiterInnenklas-
se und Jugend, und zwar 
über ethnische und religi-
öse Grenzen hinweg. 

Die SLP� hat in Israel/Paläs-
tina eine Schwesterorga-
nisation. Vor Ort kämp-
fen wir für die Einheit der 
ArbeiterInnenklasse und 
der Jugend sowohl gegen 
Besatzung und Unterdrü-
ckung als auch gegen die 
palästinensische und is-
raelisch Führung. Da-
für ist eine internationa-
le Kampagne notwendig. 
Der EU-Abgeordnete der 
irischen Schwesterpartei 
der SLP Paul Murphy be-
teiligte sich gemeinsam 
mit israelischen und pa-
lästinensischen Aktivist
Innen an der Gaza-Flotte 
um die Blockade zu bre-
chen. Letztlich wird die 
Frage allerdings vor Ort 
entschieden. Die palästi-
nensische und israelische 
ArbeiterInnenklasse und 
Jugend kann und wird mit 
Krieg, Ausbeutung und 
Besatzung Schluss ma-
chen und die jeweiligen 
„nationalen“ Eliten auf 
den Misthaufen der Ge-
schichte befördern, eben-
so wie deren westliche 
„FreundInnen“. Jan Rybak

Von allen Seiten werden nationale „Lösungen“ 
angeboten. Doch die Klassenfrage ist zentral!

Paul Murphy, Abgeordneter zum Europäischen Parlament für die Socialist Party (CWI Irland), bei seiner Rede in Gaza.
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Fundstück des Monats

Seit Juni 2011� gibt es in Chi-
le eine große Protestbe-
wegung für freie Bildung 
für alle. Es gab Schul

streiks, Universitäten und 
Gymnasien wurden be-
setzt. Auch LehrerInnen 
und ArbeiterInnen un-
terstützen die Protes-
te. Am 30. Juni demons-
trierten 500.000 Men-
schen – der größte Pro-
test seit 30 Jahren. Im 
Juli kam es zu Streiks der 
KupferarbeiterInnen und 
in den Häfen gegen die 
brutale Privatisierungs-
politik der Regierung. Am 
24. und 25. August gab es 

Generalstreiks, zu denen 
auch die Gewerkschaft auf 
Druck der Bewegung auf-
gerufen hatte. 

Die Regierung Pinera� geht 
mit extremer Brutalität 
gegen die Studierenden 
vor. Den traurigen Höhe-
punkt gab es bei den Pro-
testen im August, bei de-
nen ein 16-jähriger von 
den Behörden erschossen 
wurde. Über die Medi-
en versucht die Regierung 
die Proteste als gewalt-
tätig darzustellen – er-
folglos. Nach Jahrzehnten 
Diktatur wissen die Men-
schen, dass die Brutalität 

von der Polizei ausgeht. 
Am 6. Oktober wurde eine 
Versammlung von Protes-
tierenden von Polizisten 

zu Pferd mit Wasserwer-
fern und Tränengas aufge-
löst. 250 DemonstrantIn-
nen wurden festgenom-
men. Immer noch steht 
ein Großteil der Bevölke-
rung hinter den Protes-
ten. Pinera wird nur noch 
von 22% unterstützt. Das 
ist ein historischer Tief-
punkt. Ein Ende der Pro-
teste ist nicht abzusehen, 
ein Ende von Pinera er-
wünscht.

	 Samuel Schwaiger

Hasta la Victoria!

Chile – einst das neoliberales Modell in Latein- 
amerika – heute das Zentrum des Widerstands. 

Die „Mitbestimmung“� der 
SchülerInnen hat nichts 
mit einem Mitsprache-
recht bezüglich Schulbud-
get oder Unterrichtsmit-
tel zu tun. Auch SchülerIn-
nen selbst glauben oft einE 
SchulsprecherIn könne nur 
Sportfeste, Clubbing und 
Schulbälle organisieren. 

Tatsächlich lässt sich 
dieses Amt sehr politisch 
nutzen! Von Anfang an 
als ausdrücklich linkeR 
SchulsprecherIn aufzu-
treten ist das beste Mittel, 
um politische Ideen und 
Kampagnen gemeinsam 
mit MitschülerInnen zu 
entwickeln und für Pro-
teste aufrufen zu können.

Von allen Seiten wird 
probiert, die politische 
Relevanz von SchülerIn-
nen so klein zu reden wie 
möglich. Auch die Lan-
desschülerInnenvertre-
tung (LSV), bewegt sich 
nur in genau ebendiesem, 
eng abgesteckten Rah-
men. Doch SchülerIn-
nen sind politischer als es 
der Regierung lieb ist: Der 
Schulstreik gegen die Ab-
schiebung einer 14-jäh-
rigen AHS-Schülerin, zu 
dem letztlich sogar die 
LSV aufgerufen hat, war 
erfolgreich und konnte die 
Abschiebung verhindern.

Auch das SchülerIn-
nenparlament (SiP) ist 
ein Paradebeispiel für die 
Scheindemokratie, die 
der SchülerInnenvertre-
tung zuteil wird. Schul-
sprecherInnen aus ganz 

Wien kommen motiviert 
zusammen, um zu disku-
tieren, über Anträge ab-
zustimmen und Beschlüs-
se zu fällen. Nur muss sich 
niemand an diese halten. 

Trotzdem nützen wir als 
SozialistInnen diese uns 
gebotene Chance um so-
zialistische Ideen zu prä-
sentieren und an politisch 
interessierte Schülerver-
treterInnen anzuknüp-
fen. Im SiP am 16.11. wurde 
der Antrag zu einem Ab-
schiebestopp von Schü-
lerInnen zum allerersten 
Mal angenommen. Das ist 
ein Schritt in die richti-
ge Richtung. Doch der an-
genommene Antrag allei-
ne wird nichts bewirken. 
Konkret wird es bei aktu-
ellen Fällen wie Denis und 
seiner Schwester. Beide 
sind SchülerInnen und von 
Abschiebung bedroht. Ge-
meinsam mit den Schul-
sprecherInnen-Teams an 
ihren Schulen organi-
siert die SLP eine Kampa-
gne um sie zu verteidigen. 
So sind inzwischen hun-
derte SchülerInnen in der 
Kampagne aktiv! Mit Ak-
tionen und Unterschrif-
ten versuchen sie ihre Mit-
schülerInnen zu schützen. 
Hier müssen LSV und SiP 
sich einbringen und hel-
fen Solidarität von anderen 
Schulen zu organisieren! 
Doch die reale Politik wird 
außerhalb der scheinde-
mokratischen Strukturen 
von SiP und SGA gemacht.

	 Simon Nagy

Kämpfen statt nur 
beschließen!?

Wien Meidling: Her mit 
dem Jugendzentrum!
Freizeit außer Haus� und oh-
ne Konsumzwang verbrin-
gen? Besonders im Win-
ter für Wiener Jugendliche 
kaum möglich. Jugend-
zentren sind Mangelwa-
re, oft sind sie nicht auf die 
Bedürfnisse der Jugend-
lichen eingerichtet. Da-
gegen tun nun in Meid-
ling Jugendliche gemein-
sam mit AnwohnerInnen 
etwas. Ismail und Brigit-
te Kilic stellten ihren klei-
nen Lebensmittelladen zur 
Verfügung, um ca. 50 Ju-
gendlichen zumindest für 

eine kurze Zeit so etwas 
Ähnliches wie ein Jugend-
zentrum bieten zu können. 
Nun wurde eine Unter-
schriftenkampagne für ein 
Jugendzentrum in ihrer 
Nähe gestartet. Das ist ein 
guter Schritt. Durch eine 
Bezirksdemo gemeinsam 
mit AnrainerInnen kön-
nen wir noch mehr Druck 
aufbauen. In einem künf-
tigen Jugendzentrum soll-
ten Jugendliche selbst be-
stimmen, wie Öffnungs-
zeiten, Programm und 

„Hausordnung“ sind!

Strache und der Banker:� Gerne wettert die FPÖ gegen 
die Raiffeisenbank („Giebelkreuzregime“). Dass das 
alles nur Propaganda ist, macht HC klar, wenn er mit 
Raiffeisen-OÖ-Chef Scharinger, der als einer der ein-
flussreichsten Banker Österreichs gilt, posiert. Mit 
solchen Leuten hatte die FPÖ eh nie ein Problem.

Schulversammlung an der AHS Maroltingergasse beschließt gegen die Abschiebung eines Mitschülers vorzugehen.
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Jarrow 2011: 
Jugend fordert Zukunft!

Am 1. Oktober� versammel-
te sich eine Gruppe von 
Jugendlichen in Jarrow 
im Norden Englands nahe 
Newcastle upon Tyne und 
wartete nervös, ob ande-
re ihrem Aufruf zum Pro-
test folgen würden. Fünf 
Wochen später kamen sie 
in London an – unter dem 

Jubel von Tausenden und 
einigem Medienaufsehen.

Der „Jarrow March� for Jobs 
2011“, organisiert von 
Youth Fight for Jobs (YFJ), 
hat ein wichtiges Zeichen 
gesetzt. Er kann Bezugs-
punkt für eine neue Ge-
neration werden, die kei-
ne Wahl hat, als für ihre 
Zukunft zu kämpfen. Der 
Jarrow March knüpft an 
die Tradition der „Jarrow 
Crusade“ von 1936 an, ei-
nem Arbeitslosenmarsch 
von Jarrow nach London. 
Im Nordosten Englands ist 
dieser Marsch tief im kol-
lektiven Gedächtnis der 
ArbeiterInnenklasse ver-
ankert. Nachkomme ei-
nes Jarrow Marchers zu 
sein, ist etwas, worauf die 
Menschen stolz sind – wie 
die jungen Jarrow Marcher 
2011 feststellen konnten.

Britannien im Jahre 2011 
ist kein guter Ort um jung 
zu sein. Eine Million Ju-
gendliche sind Arbeitslos. 
Studienbeihilfen wurden 
gestrichen, Studienge-
bühren dagegen verdrei-
facht. Jugendzentren wer-
den geschlossen. Jugend-
liche müssen aufgrund der 

Wohnungsknappheit ih-
ren Start ins Erwachse-
nenleben mit einer eige-
nen Wohnung verschie-
ben. Gleichzeitig regiert 
eine kleine Elite über ein 
System, das Jugendliche 
zur Arbeitslosigkeit ver-
dammt, bevor sie ihr Ar-
beitsleben überhaupt be-
gonnen haben.

Bei den Unruhen� im Au-
gust ist die enorme Wut 
unter Jugendlichen ex-
plodiert. Ihnen wird der 
Zugang zu Jobs, Bildung 
und Jugendeinrichtun-
gen verwehrt und sie 
werden von der Poli-
zei drangsaliert. Randa-
lieren ist keine Lösung, 
aber wenn es keinen or-
ganisierten Widerstand 
gibt, kann es neue Un-
ruhen geben. Widerstand 
ist möglich – die Studie-

rendenbewegung 2010/11 
hat gezeigt, dass dort, wo 
es organisierte Protes-
te gibt, sich Jugendlichen 
zu Tausenden anschlie-
ßen. Der Jarrow March 
hatte es Jugendlichen er-
möglicht, der Wut einen 
organisierten Ausdruck 
zu verleihen.

Die Jarrow Marcher� ha-
ben pro Tag 10-15 Mei-
len (16-24 km) zurückge-
legt. Es war genau dieses 
Marschieren, das die Her-
zen der Menschen erreicht 
hat – es zeigte unsere Ent-
schlossenheit. Wir haben 
enorme Unterstützung 
erfahren – von Gewerk-
schaften wie der PCS (eine 
linksdominierte Gewerk-
schaft für den öffentlichen 
Dienst), von Jarrow-Ve-
teranInnen und Anraine-
rInnen. Uns wurde auf der 
Straße zugejubelt. Die PCS 
hat ein Mitglied abgestellt, 
das uns medizinisch be-
treute. Jugendliche haben 
sich spontan angeschlos-
sen. Von AnrainerInnen 
wurden wir mit Essen ver-
sorgt. Eine Frau hat uns Tee 
gebracht und uns erzählt, 
dass ihre Großmutter be-
reits 1936 die Jarrow Mar-

cher mit Tee versorgte und 
wie stolz die Familie dar-
auf war. Ein Mann hat uns 
erzählt, dass sein Groß-
vater 1936 von der Polizei 
verprügelt worden war, 
als er für die Marschieren-
den einen Schlafplatz or-
ganisieren wollte. Arbei-
terInnen einer Fabrik, die 
geschlossen worden war, 
haben unsere Spende ab-
gelehnt mit den Worten 
„Ihr braucht das dringen-
der – wir wollen euch un-
terstützen“. Die histori-
sche Natur des Marsches 
war es auch, die die Auf-
merksamkeit der Medien 
brachte. Jede Fernsehsta-
tion und Tageszeitung hat 
über den Marsch berich-
tet. Wir waren diejenigen 
die befragt wurden, wenn 
es um Jugendarbeitslosig-
keit ging!

Der Jarrow March� hatte fünf 
simple Forderungen: Die 
Regierung muss echte Jobs 
schaffen, die Studienbei-
hilfe wieder einführen 
und Studiengebühren ab-
schaffen, leistbare Woh-
nungen bauen und Ju-
gendzentren dürfen nicht 
geschlossen sondern müs-
sen ausgeweitet werden. 
Natürlich kam von der Re-
gierung ein kategorisches 
Nein – das Land sei pleite 
und die Forderungen un-
realistisch und überzogen.

Aber das hat nur unter-
strichen: Wenn der Ka-
pitalismus sich keine Zu-
kunft für die Jugend leis-
ten kann, dann können 
wir uns dieses System 
nicht leisten! Unsere Ant-
worten sind Vermögens-
besteuerung, Verstaatli-
chung und eine demokra-
tisch geplante Wirtschaft. 
Um diese Forderungen 
umzusetzen, müssen wir 
eine Massenbewegung 
aufbauen – und wir müs-
sen die Kämpfe der Ju-
gend mit jenen der Ar-
beiterInnenklasse verbin-
den. Denn sie hat allein die 
Macht, die Gesellschaft zu 
verändern. Umso wichti-
ger war es, dass der Jarrow 
March die Unterstützung 
verschiedenster Gewerk-
schaften hatte. Viele Ge-
werkschafterInnen waren 
besorgt um die Zukunft 
ihrer Kinder. Der Jarrow 
March kann, gemeinsam 
mit dem Generalstreik im 
öffentlichen Dienst am  
30. November, eine Brücke 
zwischen den besten Tra-
ditionen der ArbeiterIn-
nenbewegung und der Ju-
gend sein.

Von Sean Figg, 
Jarrow Marcher
Britannien 

www.socialistparty.org.uk

Der „Jarrow March for Jobs 2011“ hat ein wichtiges
Zeichen gegen Jugendarbeitslosigkeit gesetzt.
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Anfang 2012 tritt� die neue 
Verfassung in Kraft. Die 
rechtspopulistische Fi-
desz-Regierung bezieht 
sich schon in der Einlei-
tung positiv auf Gott und 

die mit Hitler verbündete 
Horthy-Diktatur und da-
mit ein wiederherzustel-
lendes Groß-Ungarn. 

Pressefreiheit und De-
mokratie werden be-
schnitten: Künftig kann 
ein nicht-gewählter Rat 
der Zentralbank das Parla-
ment auflösen, sollte es ein 
„Stabilitäts gefährdendes“ 
Budget verabschieden. Der 
Rat wurde Fidesz-freund-
lich besetzt. Fidesz zemen-
tiert seine Macht ein.

Gerade wurde Ungarn 
von einer Ratingagen-
tur herabgestuft, die Kri-
se hat voll getroffen. Har-
te Kürzungen stehen an. 
Widerstand dagegen soll 

unterdrückt werden und 
die neue Verfassung da-
bei helfen. Wichtiger Be-
standteil ist der Rassismus: 
die faktische Abschaffung 
des Kündigungsschutzes 
wird mit angeblich „fau-
len Roma“ gerechtfertigt. 
Und das Streikrecht radi-
kal beschnitten.

Bei der Unterdrückung 
von Protesten helfen die 
neofaschistische „Jobbik“ 
und ihre Schläger „Gar-
dá“. Regelmäßig kommt es 

zu Angriffen auf linke De-
mos, Jüdinnen/Juden und 
Roma. Trotz oberflächli-
cher Konkurrenz lässt die 
Regierung sie gewähren: 
Solange die einzige spür-

bare „Opposition“ ge-
gen sie auch von Rechts 
kommt, hat sie nichts zu 
befürchten.

Doch seit knapp einem 
Jahr regt sich echter Wi-
derstand. Nach Gewerk-
schaftsdemos und Streiks 
gehen auch junge Leu-
te auf die Straße. Daraus 
können neue linke Struk-
turen entstehen, die Or-
ban wirklich herausfor-
dern können.

	 Tilman M. Ruster

Die Verfassung zur Krise

Australien: Erfolgreicher Streik

Die neue ungarische� Verfassung: Ein Angriff 
auf Roma, Demokratie und ArbeiterInnen

Wieder Haft

Von 20.-27. November� kam 
es in Ägypten zu den 
größten Demonstratio-
nen seit dem Sturz Muba-
raks im Februar. Millio-
nen Menschen gingen auf 
die Straße und forderten 
ein Ende von Unterdrü-
ckung und Militärherr-
schaft. Nach der Vertrei-
bung Mubaraks übernahm 
das Militär ganz offen die 
Macht, verschärfte die 
Notstandsgesetze und hat 
Streiks und Demonstrati-
onen verboten. Trotzdem 
gab es immer wieder rie-
sige Demonstrationen, vor 
allem im Sommer. Im Sep-
tember kam es zu massi-
ven Streiks für einen bes-
seren Lebensstandard und 
demokratische Rechte. 

Mit dem Beginn der Par-
lamentswahlen am 28. 11. 
sind die Demonstratio-
nen abgeflaut. Die Wahl-
beteiligung ist hoch, da 
viele Menschen noch die 
Hoffnung haben, dass sich 
durch die Wahlen ihre La-
ge verbessert. Viele stehen 
der Wahl aber auch skep-
tisch gegenüber. Sie leh-
nen zu Recht alle Parteien 
ab, die direkt oder indirekt 
mit den Militärs koope-
rieren. Dies hat sich auch 
während der jüngsten De-
monstrationen gezeigt, bei 
denen 40 Menschen getö-
tet und über 3000 verletzt 
wurden. DemonstrantIn-
nen rissen Wahlpaket der 
kandidierenden Parteien 
herunter. Der Anführer 

der Muslimbrüderschaft 
wurde auf dem Tahir Platz 
ausgebuht und vertrie-
ben. Die großen Parteien 
stehen fest auf dem Boden 
des Kapitalismus und ver-
treten letztlich die Inter-
essen des nationalen und 
internationalen Kapitalis. 
Sie haben keine Lösungen 
für die Probleme. Dafür ist 
der Sturz des Kapitalismus 
und die Errichtung ei-
ner demokratisch geplan-
ten Wirtschaft nötig. Nur 
die ÄgypterInnen selbst 
können das erreichen. Die 
Ausweitung der Demonst-
rationen und vor allem der 
Streiks ist dazu nötig. In 
den letzten Monaten ha-
ben sich neue demokra-
tische Strukturen entwi-
ckelt. Demokratisch orga-
nisierte Komitees auf allen 
Ebenen, in den Unterneh-
men und Stadtteilen bis 
zur nationalen Ebene sind 
der notwendige nächs-
te Schritt. So können die 
Menschen Entscheidun-
gen selber treffen. Streik- 
und Betriebskomitees bil-
den die Basis für einen Ge-
neralstreik, der das Mi-
litär stürzen kann. Eine 
Regierung der ArbeiterIn-
nen und Armen, gebildet 
und kontrolliert durch die 
demokratischen Komi-
tees könnte anfangen, die 
Wirtschaft so zu organi-
sieren, dass die Mehrheit 
davon profitiert und nicht 
eine kleine Minderheit.

	 Georg Kumer

Ägypten: Zweite 
Revolution!?

Mitte November� streik-
ten die ArbeiterInnen des 
größten Geflügelprodu-
zenten Australiens 13 Tage 
lang. Es ging um Lohner-
höhungen, Kündigungs-
schutz, Verbesserungen 
beim Arbeitsschutz und 
gegen alltägliche Drang-
salierungen. Die Socia-
list Party (CWI in Aust-
ralien) stand mit an den 
Streikposten. Beeindru-
ckend war die Entschlos-
senheit der vor allem mig-
rantischen ArbeiterInnen, 
die den Angriffen von Se-

curity und Polizei trotzen. 
Der Streik erreichte eine 
4 % Lohnerhöhung, glei-
chen Lohn und fixe An-
stellung nach sechs Mo-
naten für die vielen prekär 
Beschäftigten und mehr 
Rechte für Betriebsrat und 
Gewerkschaft. Der Streik 
war erfolgreich obwohl 
die Gewerkschaft NUW 
v.a. auf Medienwirksam-
keit achtete und über die 
Köpfe der Streikenden 
agierte.

www.socialistpartyaustralia.org

Kasachstan� Ende Novem-
ber wurde ein russisches 
Mitglied des CWI, Geor-
gii Epshtein, in Kasachs-
tan verhaftet. Mit faden-
scheinigen Beweisen, er-
fundenen Zeugenaussagen 
und ohne das Recht sich zu 
verteidigen wurde er in in 
fünf Minuten zu zehn Ta-
gen Haft verurteilt. Ein 
Beispiel mehr, wie das Re-
gime versucht Solidarität 
zu unterdrücken – denn 
Georgii unterstützt die lin-
ke Opposition in Kasachs-
tan.     www.socialismkz.info

Generalstreik in Britannien
Am 30. November 2011� be-
teiligten sich zwei bis drei 
Millionen Beschäftigte des 
öffentlichen Sektors am 
größten Generalstreik seit 
1926. Damit zeigten rund 
30 Gewerkschaften ihre 
Opposition zu geplanten 
Einschnitten bei den Pen-
sionen. Beschäftigte sol-
len länger arbeiten, mehr 
in ihre Pensionsfonds ein-
zahlen und pro Monat we-
niger Pension bekommen 
als bisher. So will die Re-
gierung die durch Ban-
kenrettungspakete ent-

standenen Schulden abbe-
zahlen. 

Erstmals wurde auch der 
Gesundheitsbereich be-
streikt. 18.000 von 20.000 
Schulen blieben zuhau-
se. In Nordirland fuh-
ren keine Busse und Bah-
nen. Alle staatlichen Be-
hörden wurden bestreikt, 
auch Gemeindebediens-
tete beteiligten sich. In je-
der Stadt demonstrierten 
Tausende, allein in Man-
chester und London je-
weils 50.000. 

www.socialistparty.org.uk

Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)
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Vorurteile über das  
„österreichische Wesen“
Verschiedenen Nationalitäten� 
werden gerne bestimm-
te Verhaltensweisen zu-
geschrieben. So sind die 
SüdeuropäerInnen angeb-
lich besonders „heißblü-
tig“ (in der Liebe wie in 
der Politik) und die Ös-
terreicherInnen dafür ge-

mütlich, brav und ange-
passt. Damit wird dann 
gerne „erklärt“, warum 
es hierzulande weniger 
Klassenkämpfe und we-
niger heftige Proteste gibt. 
Die Vorurteile stimmen 
nicht – und wo ein Funken 
Wahrheit existiert, hat es 
nicht mit genetischer Ver-
anlagung, sondern politi-
scher Tradition zu tun.

„Uns geht’s zu gut.“� Die 
rund eine Million Men-
schen (12 %), die hierzu-
lande von Armut bedroht 
sind, sieht das wohl an-
ders. Fast 500.000 sind 
arm, 300.000 können ih-
re Wohnung in diesem 
Winter nicht ausreichend 
heizen. Armut in Öster-
reich heißt, kaum sozia-
le Kontakte zu haben, sich 
den Schulskikurs der Kin-
der nicht leisten zu kön-

nen, beengt in miesen 
Wohnungen hausen oder 
sich nur billiges, schlech-
tes Essen leisten zu kön-
nen. Armut ist nicht abso-
lut, sondern relativ – wird 
deshalb aber nicht als we-
niger dramatisch oder 
stigmatisierend empfun-

den. Falsch ist auch der 
Gedanke, dass, wenn es 
nur „wirklich schlimm“ 
wird, dies die Grundlage 
für Widerstand wäre. Wä-
re es so simpel, dann gä-
be es in den Hungerregi-
onen Afrikas permanent 
revolutionäre Erhebun-
gen. Tatsächlich ist extre-
me Armut sogar ein Hin-
dernis für Widerstand, 
weil zuerst einmal das 
unmittelbare Überleben 
gesichert werden muss. 
Richtig ist aber, dass Men-
schen, denen etwas weg 
genommen wird sich – zu 
Recht – dagegen wehren. 
Und das sehen wir auch 
bei uns. Massenproteste in 
der Steiermark gegen die 
geplanten Kürzungen ge-
rade im Sozialbereich und 
wütende Proteste in Ober-
österreich und Wien gegen 
die jeweiligen „Spitalsre-

formen“ sind nur einige 
Beispiele dafür.

„Die Leute sind so obrigkeits-
hörig.“� Das Vertrauen in die 
etablierte Politik sinkt in 
der Alpenrepublik genau-
so wie überall sonst. Selbst 
Gebrauchtwagenhändlern 

wird mehr Vertrauen ent-
gegen gebracht, als Poli-
tikerInnen (nur 9%). Die 
Stimmung ist wohl eher 
„die da oben sind doch al-
le die gleichen Verbrecher“ 
als „die da oben wissen 
schon, was sie tun“. Und 
doch können „die da oben“ 
weitermachen wie bisher. 
Das liegt daran, dass es an 
Alternativen fehlt. Vie-
le LehrerInnen wissen z.B. 
dass die GÖD-Führung 
konservative Standespo-
litik macht. Doch sie wis-
sen auch, dass sie ohne Ge-
werkschaft noch schlech-
ter dastehen angesichts der 
geplanten Angriffe der Re-
gierung (Stichwort: Null-
lohnrunde und längere Ar-
beitszeiten). Sie unterstüt-
zen daher die GÖD weiter 
– nicht weil sie an deren 
Unfehlbarkeit glauben 
oder irgendwelche Sym-

pathien für Neugebauer & 
Co. haben, sondern weil sie 
keine Alternative sehen. 
BürgerInneninitiativen 
gegen Tiefgaragen, Blocka-
den gegen Abschiebungen, 
Proteste gegen Sparpakete 
– alles Beispiele dafür, dass 
der herrschenden Propa-
ganda der Obrigkeit nicht 
geglaubt wird.

„Bei uns gibt’s keine Tradi-
tion, sich zu wehren.“� Auch 
hierzulande gibt es eine 
sehr kämpferische Tradi-
tion fernab von Walzerro-
mantik und Weinseligkeit: 
Eine Revolution der Ar-
beiterInnen 1848. Streiks 
gegen den 1. Weltkrieg 
(1918) und eine revolutio-
näre Welle für die sozialis-
tische Republik (1918). Be-
waffneter Widerstand ge-
gen den (Austro)faschis-
mus (1934). Massenstreiks 
gegen die Etablierung der 
Sozialpartnerschaft (1948-
51). Wilde Streiks (1970er) 
und große Bewegungen 
gegen die Privatisierungs-
politik (1980er). Die „Wi-
derstandsbewegung“ ge-
gen blau-schwarz 2000 
und die große Streik-
bewegung 2003 und die 
Massenproteste durch 
LehrerInnen, SchülerIn-
nen und Studierende im 
Bildungsbereich 2009. Es 
gibt also kein österreichi-

sches Bravheits-Gen. Was 
es allerdings gibt ist eine 
Gewerkschaftsführung, 
die in ihrer staatstragen-
den Rolle aufgeht und Ar-
beitskämpfe scheut wie 
der sprichwörtliche Teu-
fel das Weihwasser. Kaum 
eine Bewegung der letz-
ten 100 Jahre, die nicht 
von der (sozialdemokra-
tischen) Gewerkschafts-
führung gebremst, ge-
stoppt oder ganz verhin-
dert wurde. Und doch, 
trotzdem und oft auch da-
gegen, hat die Wut von Ar-
beiterInnen immer wieder 
Ausdrucksformen gefun-
den. Die absolute Mehrheit 
hat die MetallerInnen-
streiks für „gerechtfer-
tigt“ gehalten, sehr viele 
wünschen sich, dass ih-
re Gewerkschaft endlich 
auch kämpferischer wird. 
Wo die Tradition tatsäch-
lich fehlt ist bei der unab-
hängigen Organisierung. 
Perfide ist, dass auch viele 
„Linke“ mit dem Schreck-
gespenst der „Spaltung 
der Linken“ versuchen, 
Menschen bei der sozial-
demokratischen Stange zu 
halten. Die Hauptaufga-
be ist also nicht der Aus-
tausch der Gene, sondern 
das Über-Bord-Werfen al-
ter Vorurteile. 

	 Sonja Grusch

Die ÖsterreicherInnen sind weder  
besonders gemütlich, brav noch angepasst!

Kein Interesse an 
Urabstimmung!
Wir haben ein Pro & Contra� 
mit dem Vorsitzenden der 
Gewerkschaft PRO-GE 
zur Frage von gewerk-
schaftlichen Urabstim-
mungen geplant. Doch 
Kollege Wimmer lies uns 
ausrichten, daran beste-
he „Kein Interesse“.
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NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Sonntag, 1900 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
Nähe Mirabellplatz

NIEDEROSTERREICH

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP-Jugendgruppe 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
im ‘Amerlinghaus’ 
7., Stiftgasse 8 
U2/U3 Volkstheater; Linie 49

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1830 Uhr 
in der ‘Pizzeria La Piazza’ 
20., Gaussplatz 7 
Linie 31; Linie 5A

SLP-Unigruppe 
jeweils Donnerstag, 1930 Uhr 
im ‘Café Daun’, Hinterzimmer 
8., Skodagasse 25 
Linie 43, Linie 44; Linie 13A

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Donnerstag, 1900 Uhr 
im ‘Gasthaus Zypresse’ 
7., Westbahnstraße 35A 
U6 Burggasse; Linie 5

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Faschistische und rechts
extreme Organisationen 
wie BFJ, NVP & auch die 
FPÖ sind eine reale Bedro-
hung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & 
Linke. Dagegen braucht 
es entschlossenen Wider-

stand und den Aufbau ei-
ner politischen Alterna-
tive! SPÖ und Grüne sind 
diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Ge-
fahr nicht stoppen. Wir 
wollen keine Stellvertre-
terInnenpolitik, sondern 
wir brauchen eine neue 
starke, kämpferische so-
zialistische Partei für Ar-
beiterInnen, Arbeitslose & 
Jugendliche deren Vertre-
terInnen keine Privilegien 
haben. 

Die FPÖ liegt in Umfra-
gen aktuell bei 27%. Viele 
fragen sich ob und wie ein 
Kanzler Strache wirklich 
zu verhindern ist. Wir kön-
nen Strache stoppen – denn 
immer dann, wenn es zu 
Klassenkämpfen (Streiks, 

Demonstrationen) kommt, 
muss die FPÖ Farbe beken-
nen. Dann muss sie zeigen, 
auf wessen Seite sie steht – 
auf jener der Unternehmen. 
Das hat sich bei den Pen-
sionsstreiks 2003 gezeigt, 
aber auch bei den jüngsten 
MetallerInnenstreiks. Be-
wusstsein entwickelt sich 
in Kämpfen. Es zeigt sich, 
dass „In- und Ausländer
Innen“ dieselben Interes-
sen haben. Dass die Medi-
en Lügen über die Streiken-

den verbreiten. Und dass 
die FPÖ gegen Streiks ist. 
Klassenkämpfe sind daher 
das beste Mittel um die FPÖ 
zu entzaubern. Aus solchen 
Streikbewegungen kann 
auch eine neue politische 
Alternative zur FPÖ ent-

stehen. Denn da stellt sich 
die Frage eines organisier-
ten Ausdrucks der Bewe-
gung, welches Programm 
sie braucht und wie die-
ses umzusetzen ist. Wenn 
es im Zuge der Lohnrun-
den zu weiteren Kämpfen 
kommt oder es gelingt, den 
ÖGB zu Widerstand gegen 
die Schuldenbremse und 
Sparpakete zu zwingen, ist 
das die beste Ausgangslage, 
um die FPÖ zu stoppen.

SLP-Programm genau erklärt:

Der Kampf gegen Rassismus und Rechts
extremismus ist zuallererst ein sozialer Kampf.

Ich kenne die SLP� seit 2009, 
und war anfangs eher 
skeptisch was diese Partei 
angeht. Sie ist keine nor-
male Partei. Die wirkli-
che Bedeutung ihrer Ide-
en wurde mir erst be-
wusst während ich mich 
auf einer siebenmonati-
gen Weltreise befand und 
Menschen aus verschie-
densten „Ecken“ dieser 
Kugel kennenlernte. Fast 
Alle hatten die selben Pro-
bleme: Arbeitslosigkeit, 
Armut, Rassismus, Re-

pression, Gewalt, Krieg... 
die Liste ist endlos. Kurz: 
Kapitalismus. Und darauf 
bietet die SLP die richti-
gen Antworten: Bildung, 
Arbeit und Wohlstand für 
alle, anstatt nur für we-
nige Reiche. Kurz: Sozia-
lismus. Das Ganze ist in-
ternational im CWI orga-
nisiert mit vielen aktiven 
Mitgliedern in aller Welt. 
Und es gibt eine sehr de-
mokratische Struktur die 
eine weite Mitsprache al-
ler zulässt. Mein Beitritt 

war nicht unüberlegt, ich 
bin ein politischer Mensch 
und will etwas verändern. 
In den Ideen und Struktu-
ren der SLP finde ich ein 
gutes Umfeld um gemein-
sam mit anderen für eine 
bessere Welt zu kämpfen.

	 Karl Breinesberger

Wenn auch Du/Sie Mitglied 
werden möchtest/en, dann 
an slp@slp.at schreiben oder 
anrufen (0699-19040917). 

Warum ich der SLP beigetreten bin?

Durchschnittlich ca. € 350,-� 
gibt jedeR in Österreich für 
Weihnachtsgeschenke aus. 
Dabei sind viele  Verle-
genheitsgeschenke. Doch 
Mensch kann auch sinnvoll 
schenken. Mit Broschüren 
der SLP, einem Abo der äl-
testen sozialistischen Zei-
tung Österreichs die un-
unterbrochen seit 1983 er-
scheint (Vorwärts) oder ei-
nem unserer T-Shirts. 

Seit der Einführung des 
Euro sind 10 Jahre vergan-
gen. Die Reallöhne sind in 
dieser Zeit gesunken, der 

Lebensstandard eben-
so. Solange wir uns nicht 
effektiv wehren, werden 
wir weiter die Kosten ih-
rer Krise tragen müssen. 
Um uns zu wehren braucht 

es das nötige „theoretische 
Unterfutter“, Informati-
onen und Argumente. All 
das gibt’s in Vorwärts und 
anderen SLP-Publikatio-
nen. 	 www.slp.at

Schenk was G'scheits!

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at

Die sozialistische Zeitung seit 1983

seit September 2011:

Neues, handliches Format

Neues, modernes Design

Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
€ 24,– Normal-Abo 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

Vor einigen Monaten� war ein Artikel auf Martin Grafs 
rechter „Unzensuriert“ Homepage über uns. Nun stellt 
die FPÖ parlamentarische Anfragen über die SLP u.a. 
Inhalt: Der Text von „Unzensuriert“. Außerdem will sie 
wissen, was der Verfassungsschutz gedenke, gegen uns 
zu unternehmen. Egal was bei der Anfrage rauskommt 

– Wir werden weiter gegen die FPÖ und ihre neoliberale 
und rassistische Politik aktiv sein.



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit�, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.200 Euro netto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit, 
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr. 
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen durch bezahlte Fachkräfte. Schluss 
mit Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern. 
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Ausreichend Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt auf 
Überwachungsstaat und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. Keine Kooperation 
& kein Beitritt zu einem Militärbündnis.
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organi-
sation wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen. 
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 

sondern wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben. 
FF Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung 
sind die Folge imperialistischer, neoko-
lonialer Politik. Für internationale 
Solidarität & Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnenbewegung.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten und der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung 
und Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand 
durch eine demokratisch geplante 
Wirtschaft, die von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht von Aktien-
kursen & Profiten bestimmt wird.
FF 	Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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Mehr auf Seite 5

Freispruch für 
Antifaschisten  

Mindestens 10 Menschen� 
hat die Terrorzelle „Na-
tionalsozialistischer Un-
tergrund“ (NSU) getötet, 
Dutzende schwer verletzt. 
Viele sind fassungslos an-
gesichts der Brutalität der 
Morde und dem Verhalten 
von Polizei und Verfas-
sungsschutz. Mindestens 
sechs Möglichkeiten wur-
den ausgelassen, die  „Un-
tergetauchten“ zu fassen. 

Stattdessen wurde die 
Naziszene direkt finan-
ziert. Hunderttausende Eu-
ro flossen an „V-Männer“, 
Nazis, die eventuell Infos 

hergeben. Dadurch wur-
de z.B. der „Thüringer Hei-
matschutz“ aufgebaut, aus 
dem der NSU hervorging. 

Gleichzeitig wurden 36 
AktivistInnen von „Dresden 
Nazifrei“ festgenommen 
und wegen Bildung einer 
kriminellen Vereinigung 
angezeigt. Sie wollten etwas 
gegen Nazis, die zu solchem 
Terror fähig sind, tun. 

Die österreichische Sze-
ne ist mit der deutschen 
vernetzt. Nazi-Homepages 
die zur Gewalt aufrufen, 
Anstieg rechtsextremer 
Straftaten um 30%: Trotz-

dem sieht das Innenmi-
nisterium „Keinen Grund 
zur Besorgnis“. Am 27.1. 
wollen Rechtsextreme aus 
ganz Europa zum WKR 
Ball nach Wien, um sich 
zu vernetzen. Dass sie 2013 
rausgeworfen werden, ist 
dem “Druck von der Stra-
ße” (Strache) zu verdan-
ken. Auch Deutschland 
hat gezeigt: Wir können 
uns nicht auf den Staat 
verlassen. Antifaschisti-
sche Selbstverteidigung 
und Offensive müssen wir 
selbst übernehmen!

	 Sebastian Kugler
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Naziterror: Kein Verlass 
auf Staat & Polizei!
In Deutschland morden die Nazis – In Österreich 
können Rechtsextreme in der Hofburg tanzen.


